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Entwicklungstendenzen und Strukturen 
Autorengemeinschaft*) 
Im Jahresdurchschnitt 1986 wird die Erwerbstätigenzahl um 275000 Personen über dem Vorjahr liegen. 
Die Zahl der Arbeitslosen geht hingegen nur um 75 000 Personen auf 2,23 Mio. Personen zurück. Hier 
spielt vor allem das weiterhin steigende Angebot an Arbeitskräften eine Rolle. 
Der Rückgang der Arbeitslosigkeit wäre ohne die gesetzliche Neuregelung nach § 105c AFG (mit dem 
Alter von 58 Jahren brauchen sich arbeitslose Leistungsbezieher der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur 
Verfügung zu stellen, sie werden dann statistisch auch nicht mehr als Arbeitslose erfaßt) und den 
verstärkten Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen (Ausweitung von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, Qualifizierungsoffensive, Inanspruchnahme der gesetzlichen und tariflichen Vorruhestandsregelun-
gen) schwächer ausgefallen. 
Für 1987 wird von einem Spektrum vorliegender Sozialproduktsprognosen ausgegangen, das von +2% 
bis + 3% reales Wachstum reicht. Unter diesen Grundannahmen wird sich die Arbeitsmarktbilanz 
weiterhin leicht verbessern. 
Je nach gesamtwirtschaftlicher Entwicklung wird die Erwerbstätigenzahl mehr oder weniger deutlich 
ansteigen (um 100000 bzw. 200000 Personen). Der weitere Zuwachs beim Erwerbspersonenpotential 
(um 135000 Personen) trägt aber mit dazu bei, daß der Rückgang der Arbeitslosenzahl auch 1987 
vergleichsweise gering ausfällt (– 15000 bzw. -80000 Personen). 
Im vorliegenden Beitrag werden – ergänzend zur Einschätzung der globalen Arbeitsmarktentwicklung -
wichtige Einzelaspekte näher behandelt: 
-  Die Erwerbsbeteiligung von Frauen auch im Vergleich mit anderen Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft, 
-  Struktur und Entwicklung der Teilzeitarbeit sowie des Arbeitsvolumens von Frauen, 
- Arbeitsmarktsituation  von  Jugendlichen unter 25 Jahren, auch im Zusammenhang mit dem Ausbil-
dungsstellenmarkt und dem Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, 
-  Entlastung der Arbeitslosenzahl durch Kurzarbeit, Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
(ABM), Vollzeitmaßnahmen zur Fortbildung und Umschulung (FuU) sowie die Vorruhestandsregelung. 
In gesamtfiskalischer Betrachtung kostete ein Arbeitsloser 1985 rd. 24 700 DM pro Jahr. Selbst wenn nur 
die unmittelbaren Entlastungswirkungen einbezogen werden, finanzieren sich die Kosten für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen bereits zu 65% durch Minderausgaben und Mehreinnahmen, bei Einbeziehung 
auch der mittelbaren Wirkungen beträgt diese Quote rd. 90%. Bei der Förderung von Vollzeitmaßnah-
men zur beruflichen Bildung beträgt in gleicher Perspektive die Selbstfinanzierung 72%. Bei den 
Rechnungen sind längerfristige Wirkungen (Erhöhung der durchschnittlichen Qualifikation des Arbeits-
kräftepotentials, Verbesserung der Infrastruktur, Verminderung langfristiger Soziallasten) noch gar nicht 
berücksichtigt. 
Von einem auch nur halbwegs ausgeglichenem Arbeitsmarkt sind wir noch weit entfernt. Zumindest bis in 
die späten 80er Jahre hinein wird das Arbeitskräftepotential, wenn auch in sich verminderndem Umfang, 
zunehmen. Ein durchschnittliches Wirtschaftswachstum von 2½% könnte zwar einen kontinuierlichen 
Anstieg der Beschäftigung bewirken. Er wäre aber zu schwach, um die Arbeitslosenzahl bis 1990 
wesentlich unter die 2-Mio.-Grenze zu drücken. 
Einleitung 
Insgesamt verlief die Entwicklung am Arbeitsmarkt im nun 
zu Ende gehenden Jahr etwa in jenen Bahnen, die wir an 
dieser Stelle vor einem knappen Jahr für den Fall eines 
Andauerns des moderaten Wirtschaftswachstums beschrie-
ben haben. Die Zahl der Erwerbstätigen ist weiter gestiegen, 
vielleicht sogar noch stärker, als wir erwartet hatten. 
Nimmt man das nächste Jahr mit ins Bild hinein, dann fehlt 
nicht mehr viel an der Wiedererlangung des Beschäftigten-
standes von 1980, dem letzten Jahr vor dem zweiten schwe-
ren Einbruch am Arbeitsmarkt. Die Zahl der registrierten 
*) Hans-Uwe  Bach,  Christian Brinkmann,  Hans  Kohler,  Lutz Reyher, Karen 
Schober, Eugen Spitznagel. Die Autoren sind Mitarbeiter im IAB. Der 
Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren. Redaktionsschluß: 
15. September 1986. 
Arbeitslosen wird im Jahresdurchschnitt leicht unter der des 
Vorjahres liegen, eine Entwicklungstendenz, die hier vor 
sieben Jahren zuletzt zu verzeichnen war. 
So erfreulich dies ist: Es darf nicht den Blick auf die Tatsache 
verstellen, daß die registrierte Arbeitslosigkeit mit einer 
Quote von rd. 9% auch in diesem Jahr noch ein unerträglich 
hohes Niveau aufweist, das sich auch im nächsten Jahr nicht 
wesentlich verringern wird. 
1. Der Arbeitsmarkt im Jahre 1986 
1.1 Das Arbeitsangebot 
Auch 1986 wächst das Angebot an Arbeitskräften insgesamt 
(+ 130000 Personen, 1985: + 119000) auf nun mehr als 
29 Mio. Personen. Allerdings schwächt sich der Zuwachs 
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beim  detitschen  Erwerbspersonenpotential weiterhin ab. 
Zusätzlich werden von den gesetzlichen und tariflichen Vor-
ruhestandsregelungen potentialvermindernde Effekte erwar-
tet, so daß sich der Anstieg der Zahl der deutschen Erwerbs-
personen 1986 auf rd. 85 000 Personen beläuft. Anders als in 
den Vorjahren dürfte das ausländische Arbeitskräfteangebot 
wieder anwachsen ( + 45 000), weil die demographisch 
bedingten internen Zuwächse nicht mehr durch Netto-
Abwanderung ausgeglichen oder überkompensiert werden. 
(Tabelle l im Anhang). 
Im einzelnen: 
Gegenüber der zuletzt an dieser Stelle veröffentlichten 
Potentialvorausschätzung für das Jahr 1986 haben sich nur 
geringfügige Änderungen ergeben. Die Aktualisierung hat 
jedoch vor allem beim ausländischen Arbeitskräfteangebot 
zu Korrekturen für die Jahre 1984 und 1985 geführt: Bislang 
wurde bei Ausländern (wie bei Deutschen) zunächst von der 
mittleren Variante der IAB-Projektion des Arbeitskräfte-
potentials bis zum Jahre 2000 ausgegangen.
1) Sie unterstellt 
nur geringe Verhaltensänderungen und eine ausgeglichene 
Wanderungsbilanz. Korrekturen erfolgen anhand des Wan-
derungssaldos der ausländischen Wohnbevölkerung, der 
1985 erstmals wieder seit 1981 positiv ausfiel (+ 33 000 
Personen, siehe Schaubild 1). Allerdings ergeben sich aus 
der Wanderungsstatistik nur unzureichende Anhaltspunkte 
über die Struktur der Wanderungen und damit über Auswir-
kungen auf das Erwerbspersonenpotential. 
Ein Vergleich der bei den Projektionsvarianten unterstellten 
mit der tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung hat nun- 
1) Vgl.  Klauder, W., M. Thon, P. Schnur, Arbeitsmarktperspektiven der 80er 
und 90er Jahre. Neue Modellrechnungen für Potential und Bedarf an 
Arbeitskräften, in: MittAB 1/1985, S. 41 ff. 
mehr gezeigt, daß für die Jahre 1983 bis 1985 der unteren 
Variante fast genau die tatsächliche Entwicklung der poten-
tialrelevanten ausländischen Wohnbevölkerung im Alter von 
15 bis 65 Jahren zugrunde liegt. 
Auch war die Netto-Abwanderung der gesamten Wohn-
bevölkerung in diesem Zeitraum genauso groß wie hier 
unterstellt (1983 bis 1985: – 330000 Personen). Unter-
schiede zwischen Vorausschätzung der Wanderungen und 
Ist-Ergebnis gleichen sich in diesen drei Jahren hier vollstän-
dig aus. 
Für die Jahre 1983 bis 1985 wird daher nunmehr (mit nur 
geringfügigen, der effektiven Bevölkerungsentwicklung fol-
genden Korrekturen) das ausländische Erwerbsperso-
nenpotential der unteren Projektionsvariante unterstellt. 
Für 1986/87 dürfte angesichts der jüngsten Beobachtungen 
eher ein ausgeglichener Wanderungssaldo zu erwarten sein: 
Zwar könnten die Zuzüge von Ausländern, die sich als 
besonders konjunkturreagibel erwiesen haben, weiterhin 
leicht ansteigen. In diesen Zahlen dürften jedoch öfter als 
früher Familienangehörige (Ehefrauen, Kinder) vertreten 
sein, die ggf. erst nach einer Wartezeit in der Bundesrepu-
blik eine Arbeitserlaubnis erhalten. Von gewissem Einfluß 
ist hier auch die wieder stark zunehmende Zahl von Asylbe-
werbern (1984: 35 000, 1985: 75 000, 1986: schätzungsweise 
über 100 000 Personen), die in den Zuwanderungszahlen 
enthalten sind und ebenfalls erst nach längerer Aufenthalts-
dauer für das Erwerbspersonenpotential relevant werden. 
Der für 1986 ausgewiesene Anstieg des Angebots an auslän-
dischen Arbeitskräften geht also ausschließlich auf demogra-
phische Veränderungen der in der Bundesrepublik lebenden 
ausländischen Wohnbevölkerung zurück und ist nicht aus 
den Wanderungsbewegungen abgeleitet, die in diesem Jahr 
das Potential nur wenig beeinflussen dürften. 
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der mittleren Variante der längerfristigen IAB-Projektion 
des Erwerbspersonenpotentials ausgegangen. Unsicherhei-
ten bestehen allerdings im Hinblick auf die Entwicklung in 
der Erwerbsneigung von Frauen: In der mittleren Variante 
wird ein weiterer Anstieg entsprechend dem längerfristigen 
Trend unterstellt, in der oberen hingegen fällt der Zuwachs 
– der jüngsten Entwicklung seit Anfang der 70er Jahre 
stärker folgend – kräftiger aus. Internationale Erfahrungen 
bestärken die Erwartung, daß auch in Zukunft die Erwerbs -
beteiligung von (verheirateten) Frauen der mittleren Alters-
gruppen weiterhin ansteigt (siehe den nachfolgenden Bei-
trag). Ob aber z. B. die obere Variante der vorliegenden 
längerfristigen Projektion die tatsächliche Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotentials besser erfaßt als die (hier unter-
stellte) mittlere, wird sich erst nach Vorliegen des Mikrozen-
sus 1985 klären lassen (1983 und 1984 war der Mikrozensus, 
der hier eine wesentliche Berechnungsgrundlage darstellt, 
ausgefallen). 
Allein aus demographischen Gründen (Veränderung in der 
Alters- und Geschlechtsstruktur, Wachstum der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter) steigt das Angebot an deut-
schen Arbeitskräften 1986 um 75 000 Personen an (1985 
+ 131 000 Personen). Durch eine (schon seit Anfang der 
80er Jahre) per Saldo positive Verhaltenskomponente 
(trendmäßige Rückgänge der Erwerbsbeteiligung in älteren 
und jüngeren Altersgruppen werden durch die zunehmende 
Erwerbsbeteiligung von Frauen überkompensiert) beträgt 
der Anstieg 1986 (nach der mittleren Projektionsvariante) 
insgesamt jedoch + 114 000 Personen (zum Vergleich: nach 
der oberen Variante sind es + 141 000 Personen). 
Aktuelle Korrekturen dieser Vorausschätzung ergeben sich 
zum einen aus der tatsächlichen Entwicklung der Bevölke-
rung, die in den letzten Jahren – vor allem im Zusammen-
hang mit Zuzügen von Spätaussiedlern und Übersiedlern aus 
der DDR – etwas stärker angestiegen ist, als in den Projek- 
tionen unterstellt. Für 1986 und 1987 wird angenommen, 
daß sich der positive Wanderungssaldo in der Größenord-
nung von 50 000 Deutschen fortsetzt (Projektionsannahme: 
+ 25 000 Personen, daraus resultierende Potentialkorrek-
tur: + 12 000 Personen). 
Zum anderen kann davon ausgegangen werden, daß Ende 
1986 gut 75000 Personen die gesetzlichen und tariflichen 
Möglichkeiten zum Vorruhestand in Anspruch genommen 
haben, gegenüber 45 000 zu Beginn des Jahres. Im Jahres-
durchschnitt 1986 sind dies dann rd. 60 000 Vorruheständ-
ler, gegenüber rd. 20 000 im Jahresdurchschnitt des Vorjah-
res (Potentialabschlag 1985: – 20000 Personen, 
1986: – 40 000 Personen). Zusammen errechnet sich 
hieraus für 1986 ein Anstieg des deutschen 
Erwerbspersonenpotentials von 86 000 Personen (1985: + 
152 000). 
1.2 Arbeitsvolumen und Beschäftigung 
Die Institute und Organisationen, die regelmäßig quantifi-
zierte Einschätzungen zur voraussichtlichen Wirtschaftsent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland vorlegen, 
erwarten übereinstimmend, daß sich das (im ersten Viertel-
jahr vorübergehend verlangsamte) Wirtschaftswachstum im 
gesamten Jahr 1986 fortsetzen wird. Unterschiedlich wird 
allerdings das Wachstumstempo eingeschätzt. Während 
optimistische Stimmen (OECD, EG, Institut für Weltwirt-
schaft) einen realen Sozialproduktzuwachs von 3,5% im 
Jahresdurchschnitt für realistisch halten – dies entspricht 
etwa den Erwartungen der Gemeinschaftsdiagnose vom 
Frühjahr – wird von anderer Seite (DIW, Ifo) mit einer 
deutlich geringeren Wachstumsrate von rd. 2,5% gerechnet. 
Die zur Vorsicht mahnenden Stimmen verweisen auf den 
geringeren Beitrag zum Wirtschaftswachstum, der aus heuti-
ger Sicht von den Bruttoanlageinvestitionen sowie vom 
Export zu erwarten sei. In Anbetracht der nicht unerhebli-
chen Prognoserisiken nehmen wir in unserem Tableau 
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Variante der Alternativrechnungen, die wir Ende 1985 an 
dieser Stelle vorgelegt haben. Wie damals für diese Entwick-
lung erwartet, steigt das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolu-
men  1986 leicht, aufgrund schwächerer Produktivitätsent-
wicklung aber doch etwas kräftiger, als damals noch voraus-
geschätzt (+ 0,5% gegenüber + 0,2%). Zu diesem stärke-
ren Anstieg tragen die Komponenten des Arbeitsvolumens 
annähernd gleichermaßen bei: Der Anstieg der Beschäfti-
gung wird wohl etwas kräftiger, der Rückgang der jährli-
chen Arbeitszeit etwas schwächer ausfallen als erwartet. Die 
Zahl der Erwerbstätigen  wird im Jahresdurchschnitt 1986 
voraussichtlich um rund 1% (275 000 Personen) über dem 
Stand des Vorjahres liegen. Maßnahmen der Arbeitsmarkt-
politik, Arbeitszeitverkürzungen sowie weitere Sonderein-
flüsse tragen, neben den konjunkturellen Impulsen, hierzu 
bei. Allerdings ist bei der Entwicklung der Erwerbstätigen-
zahl auch zu berücksichtigen daß jene, die Mutterschafts-
und Erziehungsurlaubsregelungen in Anspruch nehmen, in 
den Statistiken nach wie vor als Erwerbstätige gelten. 
Bei der jährlichen Arbeitszeit je Erwerbstätigen ist für 1986 
mit einem Rückgang um 0,6% zu rechnen (Tabelle 5). Die 
tariflichen Komponenten werden hierbei u. a. überlagert 
von einem positiven Arbeitstageeffekt (kalenderbedingt 
mehr Arbeitstage als im Vorjahr). Ohne diese Kalenderein-
flüsse würde die effektive Jahresarbeitszeit um 0,8% 
zurückgehen. Hierzu tragen die einzelnen Komponenten in 
unterschiedlichem Ausmaß bei: Auf tarifliche Komponenten 
(Wochenarbeitszeit, Urlaubsanspruch) sind 0,7%-Punkte 
zurückzuführen. 1986 wurde für weitere rd. 3,4 Mio. 
Arbeitnehmer die Wochenarbeitszeit auf 38 ½ Stunden ver-
kürzt. Demgegenüber hat die geringere Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit den Arbeitszeitrückgang gebremst. Für den 
Jahresdurchschnitt 1986 erwarten wir rd. 200000 Kurzar-
beiter (Vorjahr: 235 000). 
Aufgrund der moderaten Wirtschaftsentwicklung wird die 
Überstundenarbeit im Jahr 1986 voraussichtlich nur leicht 
zunehmen. Der Beitrag vermehrter Teilzeitarbeit  zum 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitszeitrückgang ist für 1986 
etwas stärker einzuschätzen als für 1985. Wie in Auf-
schwungphasen üblich, werden die krankheitsbedingten 
Arbeitsausfälle 1986 etwas zunehmen. Bei den Schlechtwet-
terausfällen  ist nicht mit wesentlichen Änderungen zu 
rechnen. 
1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Bei dieser Konstellation von Angebot und Nachfrage am 
Arbeitsmarkt ist für 1986 ein Rückgang der Zahl der 
Arbeitslosen um gut 70 000 Personen auf 2,23 Mio. zu 
erwarten. Für das zweite Halbjahr bedeutet dies einen 
durchschnittlichen monatlichen Rückgang der saisonberei-
nigten Arbeitslosenzahlen um rund 10 000. Auch im Saison-
tiefpunkt wird die 2 Mio.-Grenze somit deutlich überschrit-
ten bleiben. Rund die Hälfte des jahresdurchschnittlichen 
Rückgangs bei der Arbeitslosenzahl ist Folge der Ergänzung 
des AFG durch den § 105 c. Demnach brauchen 58jährige 
und ältere Arbeitslose der Arbeitsvermittlung nicht mehr 
zur Verfügung zu stehen, um Leistungen aus der Arbeitslo-
senversicherung zu beziehen; sie werden dann auch nicht 
mehr als Arbeitslose gezählt. Berücksichtigt man diesen 
Effekt, ist die Arbeitslosenzahl um rund 40 000 „konjunk- 
2) Zur   Struktur   der   Stillen   Reserve   vgl.   Brinkmann, Ch.,   L. Reyher, 
Erwerbspersonenpotential und Stille Reserve, in: MittAB 1/1985. 
turell“ schwächer zurückgegangen als wir es noch Ende 1985 
erwartet hatten. Demgegenüber hat sich die Stille Reserve 
unerwartet kräftig verringert, fast so stark wie die Arbeitslo-
sigkeit, nämlich um rd. 70 000 auf rd. 1,1 Mio. Personen 
(Übersicht 1). 
Dieser Punkt verdient besondere Beachtung. In der öffentli-
chen Diskussion wird mitunter die Ansicht vertreten, der 
Wiederanstieg der Beschäftigtenzahl gehe „an den Arbeitslo-
sen vorbei“, der Beschäftigungszuwachs käme allein aus der 
Stillen Reserve. Dies wird zudem häufig mit der Argumenta-
tion verknüpft, die Arbeitslosen seien ein „fester Block“ von 
Personen, die zur Wiedereingliederung ins Beschäftigungs-
system entweder nicht geeignet oder nicht gewillt seien. 
In Wirklichkeit liegen die Dinge aber anders. Einmal ist zu 
beachten, daß die reine Saldenbetrachtung dieser Vorgänge 
leicht zu beträchtlichen Fehleinschätzungen führt. Inwie-
weit sich die Zahl der zusätzlichen Beschäftigten zusammen-
setzt aus Personen, die neu auf dem Arbeitsmarkt auftreten 
(Potentialzuwachs), aus vordem Arbeitslosen und aus sol-
chen Personen, die vorübergehend in dieser oder jener Form 
vom Arbeitsmarkt verdrängt worden waren (Stille Reserve), 
ist eine andere Frage. Wir wissen (aus den monatlichen 
Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit über Zu- und 
Abgänge von Arbeitslosen sowie aus der Arbeitskräftege-
samtrechnung), daß jährlich etwa zweieinhalb Millionen 
registrierte Arbeitslose wieder bzw. erstmalig in Beschäfti-
gung kommen. Auch wenn ein Teil von ihnen in relativ 
kurzer Zeit wieder arbeitslos wird, so zeigt doch diese 
Größenordnung, daß die Besserung der Beschäftigungslage 
keineswegs an den Arbeitslosen vorbeigeht. 
Wenn sich der Bestand an registrierten Arbeitslosen den-
noch nicht oder nur geringfügig vermindert, so liegt das 
daran, daß ständig in beträchtlicher Größenordnung andere 
Personen erstmalig oder erneut arbeitslos werden. Dabei 
kann es sich sowohl um bislang Erwerbstätige, um Berufs-
anfänger (Potentialzuwachs!) oder um Personen handeln, 
die vordem der Stillen Reserve zuzurechnen waren. 
Im übrigen aber ist die „Salden-Konstellation“ der Arbeits-
marktbilanz in diesen Jahren kaum anders als in den späten 
70er Jahren, einer Entwicklungsphase, die im Hinblick auf 
Potentialzuwachs und Beschäftigungszunahme durchaus mit 
dem Abschnitt 1984-1986 vergleichbar ist (Tabelle 1). Auch 
damals (1978-1980) ging – per Saldo – der starke Beschäfti-
gungsanstieg (+ 790 000 Personen) bei gleichzeitigem kräfti-
gen Potentialzuwachs (+  660000 Personen) „an den 
Arbeitslosen nahezu vorbei“ (-140 000 Personen), die Stille 
Reserve hat sich in jenem Abschnitt kaum verändert. Nur 
unwesentlich anders ist die Situation gegenwärtig 
(1984-1986): Bei nahezu unverändertem Stand von Arbeits-
losenzahl und Stiller Reserve halten sich Potentialzuwachs 
und Beschäftigtensteigerung fast die Waage. Aus diesem 
Blickwinkel jedenfalls läßt sich keine ins Gewicht fallende 
Veränderung von Verhaltensweisen auf dem Arbeitsmarkt 
diagnostizieren. 
Dennoch mögen sich in einzelnen Jahren durchaus Abwei-
chungen gegenüber früher beobachteten Ablaufmustern ein-
stellen. Dabei ist aber auch zu berücksichtigen, daß Niveau 
und Struktur der Stillen Reserve jetzt anders sind als in den 
70er Jahren, folglich – zumindest vorübergehend – auch 
andere Abläufe als die bisherigen möglich sind
2): 
Bei einem Beschäftigungsaufschwung erhalten unter den 
Arbeitslosen z. B. Jugendliche schneller als andere eine 
Beschäftigungschance. Ähnlich wird es bei Jugendlichen in 
der Stillen Reserve sein, deren Anteil jetzt größer ist als 
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Berufseinstieg nützen. Eine relativ frühzeitige Auflösung 
dieses Teils der Stillen Reserve ist also zu erwarten. Empiri-
sche Informationen hierüber liegen allerdings nicht vor. 
Schließlich muß eine gewisse Unscharfe in der differenzier-
ten Arbeitsmarktbilanz-Analyse stets in Kauf genommen 
werden, die aus Inkonsistenzen in den statistischen Aus-
gangsreihen resultiert. Vor einfachen Interpretationen klei-
nerer Änderungen im Saldengefüge muß daher grundsätzlich 
gewarnt werden. 
Personen sogar etwas größer sein als im Vorjahr; dies hängt 
auch mit den Vorruhestandsregelungen zusammen, die als 
Sonderfaktor den Vorjahresvergleich beeinflussen. Beim 
ausländischen Arbeitskräfteangebot wird wiederum nur ein 
demographisch bedingter interner Zuwachs (+ 40000 Per-
sonen) unterstellt (Übersicht l, sowie Tabellen l und 2). 
Im einzelnen: Auf die Aktualisierung der Berechnungen 
wurde bereits im Zusammenhang mit dem Arbeitsangebot 
des Jahres 1986 näher eingegangen. Von der mittleren 
Variante der längerfristigen Vorausschau des deutschen 
Erwerbspersonenpotentials ausgehend ergibt sich für 1987 
folgende Rechnung: 
  
2. Ausblick auf das Jahr 1987 ... 
Die Arbeitsmarktentwicklung 1987 läßt sich aus heutiger 
Sicht etwa folgendermaßen skizzieren.
3) 
In den bereits vorliegenden Wirtschaftsprognosen wird fast 
durchweg davon ausgegangen, daß sich die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrageexpansion ungefähr in dem Tempo 
fortsetzt, das in den letzten drei Jahren zu verzeichnen war 
(2 bis 3% Zuwachs des realen Bruttosozialprodukts). Einige 
sind etwas skeptischer, andere optimistischer. Die Unter-
schiede in den Einschätzungen liegen vor allem in den 
jeweiligen Annahmen über die Entwicklung der Weltwirt-
schaft und unserer Exporte sowie über die Investitionstätig-
keit begründet. 
Wenig spricht dafür, daß die Produktivitätsentwicklung im 
nächsten Jahr von dem bisher beobachteten Pfad stärker 
nach oben oder nach unten abweichen wird. 
Schwieriger ist es, aus heutiger Perspektive die Arbeitszeit-
entwicklung im nächsten Jahr vorauszuschätzen. Sicher ist 
eine Ausbreitung der 38,5-Wochenstunden-Regelung auf 
weitere Tarifbereiche. Abzuwarten bleibt, ob und in wel-
chem Ausmaß es im nächsten Jahr zu Tarifabschlüssen 
kommt, die auch weitere Arbeitszeitverkürzungen enthal-
ten. Sie würden wohl erst im Verlauf des Jahres wirksam 
werden und den Jahresdurchschnitt 1987 kaum stärker be-
einflussen. 
Bei den übrigen Komponenten der Arbeitszeitentwicklung 
sind kaum nennenswerte Veränderungen zu erwarten. Die 
Zahl der Kürzarbeiter ist mit 200 000 Personen im Jahres-
durchschnitt 1987 (wie im Haushaltsplan der Bundesanstalt 
für Arbeit) wohl realistisch angesetzt. Das Ausmaß von 
Überstunden dürfte sich kaum verändern. Bei der Teilzeit-
beschäftigung wird sich die Expansion fortsetzen, vielleicht 
sogar etwas beschleunigen. Der Krankenstand könnte sich 
geringfügig erhöhen (Tabelle 5). 
Berücksichtigt man diese Einschätzungen, wird die 
Erwerbstätigenzahl in jedem Fall weiter steigen, vielleicht 
etwas schwächer als in diesem Jahr (Übersicht l, sowie 
Tabellen l und 4). 
Die Angebotsseite ist aus heutiger Sicht – wie meistens –
verhältnismäßig leichter vorauszuschätzen. 
Im Jahre 1987 wird das Angehot an Arbeitskräften etwa wie 
1986 weiter ansteigen (+ 135000 Personen). Zwar schwächt 
sich längerfristig der Zuwachs beim detitschen Erwerbsper-
sonenpotential ab, der Anstieg wird aber 1987 mit + 95 000 
3)  Eine detailliertere Vorausschätzung für 1987 ist in Vorbereitung. 
4) Die zum Jahresende 1986 erreichte Zahl von rd. 75000 Vorruheständlern 
dürfte sich im Laufe des Jahres 1987 nicht wesentlich verändern. Gegenüber 
dem Jahresdurchschnitt 1986 (60000 Personen) führt dies trotzdem 
zu einem zusätzlichen Potentialabschlag von 15000 Personen. 
 
Aus demographischen Gründen (vor allem wegen des Hin-
einwachsens von ausländischen Jugendlichen in das erwerbs-
fähige Alter) ist auch bei angenommener leicht rückläufiger 
Erwerbsneigung 1987 mit einem Zuwachs von rd. 40 000 
ausländischen  Erwerbspersonen zu rechnen (mittlere 
Variante der längerfristigen Vorausschau). 
Eine von den Wanderungsströmen herrührende Verände-
rung des Angebots an ausländischen Arbeitskräften wird 
hingegen wiederum nicht angenommen. Von der Verbesse-
rung am Arbeitsmarkt her (Anstieg der Beschäftigung) ist 
zwar ein stärkerer Wiederanstieg der Zuwanderungen nicht 
auszuschließen. Neben konjunkturellen Einflüssen sind hier 
jedoch auch rechtliche und politische Rahmenbedingungen 
(Zuzugs- und Arbeitserlaubnisse, Familienzusammenfüh-
rung, Asylrecht, Rückkehrförderung) von großer Bedeu-
tung, deren Veränderungen sich nur schwer vorausschätzen 
lassen. Diesen Zusammenhängen soll in Zukunft verstärkt 
nachgegangen werden. 
Trotzdem bleibt die Vorausschätzung wanderungsbedingter 
Veränderungen des ausländischen Erwerbspersonenpoten-
tials auch im Hinblick auf Freizügigkeitsregelungen in der 
Europäischen Gemeinschaft und ihre Süderweiterung 
grundsätzlich mit großen Unsicherheiten behaftet. Für die 
vorliegende Arbeitsmarktvorausschau ist die Einschätzung 
der Wanderungsbilanz von Ausländern (kein wanderungs-
bedingter Potentialanstieg) eher als zurückhaltend einzu-
stufen. 
Bei dieser Konstellation von Angebot und Nachfrage erwar-
ten wir für 1987 eine – je nach gesamtwirtschaftlicher Ent-
wicklung – mehr oder weniger ausgeprägte Verbesserung 
der Arbeitsmarktbilanz (Übersicht 1). Die 3%-Variante (II) 
führt zu einem Rückgang der Arbeitslosenzahl um rd. 
80 000 auf 2,150 Mio. Personen. Bei der 2%-Variante (I) ist 
gegenüber dem Vorjahr nur ein geringer Abbau der Arbeits-
losigkeit – um rd. 15 000 auf 2,215 Mio. – zu erwarten. Die 
Stille Reserve wird mit 1,1-1,2 Mio. Personen etwa auf dem 
Niveau des Vorjahres liegen. 
... und die Jahre danach 
Auch in den späten 80er Jahren, ja vielleicht gar bis in die 
90er Jahre hinein wird das Arbeitskräftepotential zunehmen. 
Die demographische Komponente dieser Entwicklung wird 
bei der detitschen Bevölkerung allmählich auslaufen. Wel-
cher Entwicklungslinie das Erwerbsverhalten, also die 
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abzuschätzen. Nicht auszuschließen ist eine anhaltend stär-
kere Zunahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen. Bei der 
ausländischen Wohnbevölkerung ist auf mittlere Sicht mit 
einem permanenten demographischen Zuwachs des Potenti-
als zu rechnen. Über die Wanderungsbewegungen läßt sich 
naturgemäß keine absolute Vorausschätzung aufstellen. 
Bei ausgeglichenem Wanderungssaldo ist für die Jahre von 
1988 bis 1990 durchschnittlich mit einem Potentialzuwachs 
in der Größenordnung von insgesamt etwa 50000-90000 
Personen pro Jahr zu rechnen. 
Die Angebotsseite des Arbeitsmarktes ist also bis in die 90er 
Jahre hinein durch weiteren Potentialdruck charakterisiert, 
allerdings mit abnehmender Tendenz. 
Nun sei – wie z. B. auch in der mittelfristigen Finanzpla-
nung der Bundesregierung – einmal unterstellt, die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung gliche bis 1990 dem, was wir in 
den vergangenen drei Jahren registriert haben: Das reale 
Sozialprodukt stiege Jahr für Jahr um 2½%, die Produktivi-
tätssteigerung läge etwa auch in dieser Größenordnung, die 
Jahresarbeitszeit nehme jährlich um ½ % ab. In solcher 
Konstellation würde die Erwerbstätigenzahl kontinuierlich 
zunehmen. Allerdings bliebe die Arbeitsmarktbilanz auch 
am Ende dieses Zeitraums in einem deutlichen Ungleichge-
wicht, würde die Zahl der registrierten Arbeitslosen noch 
immer nicht wesentlich unter der 2-Millionen-Grenze 
liegen. 
Dies ist freilich zunächst nur ein Rechenmodell. Aller bishe-
rigen Erfahrung nach ist einerseits kaum davon auszugehen, 
daß die Binnen- wie auch die Weltwirtschaft über einen so 
langen Zeitraum hinweg störungsfrei und permanent expan-
diert. Wahrscheinlicher sind zwischengelagerte Stagnations-
wenn nicht Rezessionsphasen, die das Expansionstempo 
bremsen und den Abbau der Arbeitslosigkeit behindern. 
Andererseits ist dies alles aber auch nicht zwangsläufig. 
Modellrechnungen dieser Art können und sollen keineswegs 
unausweichliche Entwicklungen beschreiben. Im Gegenteil: 
Sie sollen beizeiten aufzeigen, welche Gefahren drohen und 
wie man ihnen begegnen kann. Das heißt in diesem Falle: 
Noch auf Jahre hin bedarf es großer Anstrengung, um durch 
kräftiges (und strukturell akzeptables) Wirtschaftswachs-
tum, aktive Arbeitsmarktpolitik und durch deutliche 
Arbeitszeitverkürzung (jeglicher Art und in konsensfähigen 
Formen) eine Arbeitskräftenachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
zu erzeugen, die uns einem befriedigenden Beschäftigungs-
stand näher bringt. 
So wichtig es auch ist, schon frühzeitig die völlig andere 
Arbeitsmarktkonstellation zu Beginn des nächsten Jahrhun-
derts, wenn das Erwerbspersonenpotential rasch und dra-
stisch abnimmt, zu reflektieren: Zu einem Themenwechsel 
ist es mit Abstand zu früh! Bis in die 90er Jahre hinein gibt es 
großen beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Hand-
lungsbedarf. 
3. Zu den nachfolgenden Teilbeiträgen 
Mit den nachfolgenden Teilen dieses Beitrags, die Spezialfra-
gen gewidmet sind, setzen wir die im vergangenen Jahr 
begonnene Reihe fort, in welcher aktuelle Fragenkomplexe 
diagnostischer wie auch therapeutischer Art abgehandelt 
werden, wobei mitunter auch konzeptionelle und methodi-
sche Probleme erörtert werden. 
Im nachfolgenden Teil geht es um die aktuellen Entwick-
lungstendenzen der Erwerbsbeteiligung von Frauen. Dieser 
Fragenkomplex, der unter verschiedenen Aspekten zuneh-
mend öffentliche Aufmerksamkeit erfahren hat, wird hier 
auch im internationalen Vergleich erörtert. 
Ein weiterer Teil ist dem unverändert aktuellen Komplex der 
Teilzeitbeschäftigung gewidmet. Neben neueren Entwick-
lungslinien und Strukturaspekten wird hier über die Ergeb-
nisse jüngster Erhebungen von Arbeitszeitpräferenzen der 
Arbeitnehmer berichtet. Ferner wird der Zusammenhang 
zwischen Erwerbsbeteiligung, Voll- und Teilzeitbeschäfti-
gung und der Entwicklung des tatsächlichen Arbeitsvolu-
mens der männlichen wie der weiblichen Arbeitnehmer 
erörtert. 
Anschließend werden die jüngsten Entwicklungen auf dem 
Teilarbeitsmarkt der Jugendlichen behandelt. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt dabei der Situation auf dem Ausbil-
dungs-Stellenmarkt, der offenen und der verdeckten 
Erwerbslosigkeit von Jugendlichen sowie den Entwick-
lungstendenzen im Bereich der Maßnahmen für arbeitslose 
Jugendliche. 
Der letzte Teil enthält schließlich eine Aktualisierung unse-
rer Berechnungen zur Arbeitsmarktentlastungswirkung 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. In differenzierten, 
gesamtfiskalischen Kostenvergleichen werden die tatsächli-
chen Kosten der Maßnahmen – im Verhältnis zur Alimentie-
rung von Arbeitslosigkeit – verdeutlicht. 
Im nächsten Bericht dieser Art werden wir den sektoralen 
Beschäftigungstendenzen, der Entwicklung der effektiven 
Arbeitszeit und ihren Bestimmungsgrößen sowie dem Aus-
maß und der Struktur von Bewegungen auf dem Arbeits-
markt nachgehen. 
Erwerbsbeteiligung von Frauen im internationalen Vergleich 
Hans-Uwe Bach, Christian Brinkmann 
1. Aktuelle Tendenzen in der Bundesrepublik Deutsch-
land 
Vor einem Jahr wurde an dieser Stelle darauf hingewiesen, 
daß auch in Zukunft der Anteil der Frauen am Erwerbsper-
sonenpotential zunehmen wird; insoweit sei einerseits mit 
weiteren Umschichtungen zugunsten der Frauen bei den 
Erwerbstätigen zu rechnen. Andererseits dürften – dadurch 
mitbedingt – Frauen auch unter den Arbeitslosen wieder 
stärker in den Vordergrund treten. Dies ist im Jahre 1985 
tatsächlich der Fall gewesen (Übersichten 2-4 und Tabelle 3 
im Anhang). 
Der Anteil der Frauen an den Arbeitslosen war zwar in den 
letzten Jahren aus konjunkturellen Gründen auf unter 44% 
zurückgegangen (1979: 52%). Die Arbeitslosenquote lag 
aber auch dann noch deutlich höher als die der Männer. Bei 
anhaltend hoher Arbeitslosigkeit und den damit verbunde- 
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nen Selektionsprozessen vor allem bei der Wiedereingliede-
rung von Arbeitslosen wird wohl angesichts des weiterhin 
bestehenden Potentialdrucks der Frauenanteil an den 
Arbeitslosen auch bei rückläufigen Arbeitslosenzahlen in 
den Jahren 1986 und 1987 wieder ansteigen. Dabei ist aller-
dings u. a. auch die künftige Entwicklung der Teilzeitarbeit 
von Bedeutung, auf die im nachfolgenden Beitrag eingegan-
gen wird. 
Bei der Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit ist zu 
beachten, daß seit 1970 – mit nur geringfügiger Ausnahme in 
den Jahren 1977 und 1978 – Zuwächse stets überproportio-
nal und Rückgänge stets unterproportional waren, d. h. in 
all diesen Jahren ist der Frauenanteil an den Beschäftigten 
angestiegen (1970 36%, 1985 gut 38%). 
Zwischen 1960 und 1970 war zwar das Gegenteil der Fall. 
Dies ist aber fast auschließlich auf Rückgänge im Bereich der 
Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
zurückzuführen und war von einem entsprechenden Rück-
gang des weiblichen Erwerbspersonenpotentials begleitet. 
Unter den beschäftigten Arbeitnehmern ist der Frauenanteil 
bereits seit 1962 (nur mit der Ausnahme des Jahres 1966) 
kontinuierlich angestiegen. Bei den beschäftigten Arbeitneh-
mern waren die Zuwächse der letzten Jahre sogar noch 
stärker als bei den Erwerbstätigen insgesamt, weil bei den 
Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen der 
Frauenanteil weiterhin zurückging, d. h. im wesentlichen 
immer weniger Frauen als mithelfende Familienangehörige 
beschäftigt waren. Erst seit 1985 bahnt sich hier eine Trend-
umkehr an (Zuwächse auch bei Selbständigen und mithel-
fenden Familienangehörigen). 
Die erwähnte Ausnahme des Jahres 1966 deutet auf eine 
damals insgesamt etwas höhere Konjunkturreagebilität der 
Frauenerwerbstätigkeit hin, d. h. beim damaligen 
Abschwung wurden etwas mehr Frauenarbeitsplätze abge-
baut. Die Unterschiede waren jedoch damals gering (1966 
und 1967 männliche Arbeitnehmer – 3,2%, weibliche – 
3,6%). In den Rezessionen Mitte der 70er Jahre und 
(mehr noch) Anfang der 80er Jahre ging der Beschäftigungs-
abbau stärker zu Lasten der männlichen Arbeitnehmer 
(1980-1984 Männer – 5,8%, Frauen – 1,3%). Dabei dürfte 
eine wesentliche Rolle spielen, daß viele Frauen in den wenig 
konjunkturanfälligen Dienstleistungsbereichen beschäftigt 
sind. 
Die Entwicklung der Arbeitsmarktsituation von Frauen 
wird in der Bundesrepublik auch zu einem gewissen Aus-
maß durch die Entwicklung bei ausländischen Arbeitneh-
mern bzw. dem in der Bundesrepublik wohnenden ausländi- 
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und 4). Während des starken Anstiegs der Ausländerbe-
schäftigung in den Jahren 1969-1971 war der Frauenanteil 
am ausländischen Erwerbspersonenpotential wie an den aus-
ländischen Erwerbstätigen leicht rückläufig. Auch in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre hat es solche Umschichtungen 
gegeben. Seit 1982 nimmt aber (bei weiterhin rückläufiger 
Erwerbstätigkeit von Ausländern in der Bundesrepublik bis 
zum Jahr 1985) der Anteil der Frauen unter den ausländi-
schen Erwerbstätigen und dem ausländischen Erwerbsper-
sonenpotential wieder zu. 
Wie im nachfolgenden Beitrag über „Arbeitsvolumen und 
Teilzeitarbeit“ ausführlich dargestellt wird, ist in der Bun-
desrepublik – wie in anderen Ländern – die Entwicklung der 
Teilzeitarbeit von großer Bedeutung für die Entwicklung 
der Frauenerwerbstätigkeit insgesamt. Betrachtet man die 
Frauenanteile nicht an den Erwerbstätigen (Personen), son-
dern am Arbeitsvolumen (im Jahr geleistete Arbeitsstunden), 
so verringert sich zwar der seit 1970 zu erkennende Beschäf-
tigungsgewinn für Frauen aufgrund ihrer zunehmend 
geringeren durchschnittlichen Arbeitszeit (wegen des Teil-
zeiteffekts). Die Zunahme des Anteils der erwerbstätigen 
Frauen am gesamten Arbeitsvolumen bleibt aber dennoch -
auch in den letzten Jahren, in denen die Teilzeitarbeit wohl 
wieder etwas stärker zunimmt – deutlich erkennbar. Bei den 
Arbeitnehmerinnen fielen diese Anteilszuwächse in diesem 
Zeitraum deutlicher aus, weil hier der (volumenmindernde) 
Einfluß des trendmäßigen Rückgangs der Zahl – meist weib-
licher – mithelfender Familienangehöriger nicht wirksam 
war (Tabelle 7). 
2. Altersspezifische Frauenerwerbsquoten in der 
Europäischen Gemeinschaft 
Der trotz lang anhaltender Arbeitsmarktkrise in der Bundes-
republik weiterhin erkennbare Anstieg der Frauenerwerbs-
beteiligung hat vielfach Verwunderung und Erstaunen her-
vorgerufen. Er beruht im wesentlichen auf Zuwächsen der 
Erwerbsneigung bei den mittleren Altersjahrgängen, hier 
namentlich von verheirateten Frauen. Wie Schaubild 2 
erkennen läßt, wird diese Entwicklung überlagert durch eine 
stark rückläufige Erwerbsbeteiligung der jüngeren Frauen 
(vor allem durch verlängerte Bildungszeiten) und der älteren 
Frauen vor allem in einem Alter von über 60 Jahren (ent-
sprechende Rückgänge sind an Basis und Spitze der Alters-
pyramide auch bei Männern zu beobachten). Die Global-
zahlen drücken also die kräftigen Zuwächse bei den mittle-
ren Altersgruppen nur unvollkommen (stark abgeschwächt) 
aus. 
Es könnte der Eindruck entstehen, als ob es sich hier um 
eine besonders stark ausgeprägte Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland handele, die möglicherweise sogar 
mit spezifischen Eigenarten des hiesigen Systems der sozia-
len Sicherung (insbesondere auch vermeintliche oder tat-
sächliche Anreize zur Arbeitslosmeldung im Falle von 
Erwerbslosigkeit) zusammenhängen könnte. Im folgenden 
5) Vgl. Franzen, D., Altersspezifische Frauenerwerbsquoten im europäischen 
Vergleich, in: Klauder, W., G. Kühlewind, Probleme der Messung und 
Vorausschätzung des Frauenerwerbspotentials, BeitrAB 56, Nürnberg, 1981. 
Die nachfolgende Typisierung stützt sich auch auf die von Franzen 
vorgenommene Gruppierung europäischer Länder im Hinblick auf die 
altersspezifischen Frauenerwerbsquoten. 
wird deshalb auch auf die entsprechenden Tendenzen in den 
übrigen Ländern der Europäischen Gemeinschaft eingegan-
gen (Schaubild 2). 
Daten über die altersspezifischen Frauenerwerbsquoten im 
Jahre 1983 liegen für 10 Länder der Europäischen Gemein-
schaft vor. Sie basieren auf einer repräsentativen Arbeits-
kräfteerhebung des Statistischen Amtes der Europäischen 
Gemeinschaften. Sie haben den Vorteil der uneingeschränk-
ten internationalen Vergleichbarkeit, während bei den (auch 
für andere Länder vorliegenden) nationalen Daten u. U. 
unterschiedliche Erhebungskonzepte (vor allem auch in der 
Berücksichtigung von mithelfenden Familienangehörigen, 
Teilzeitarbeit usw.) eine erhebliche Rolle spielen. Um für 
die einzelnen Länder exakte Entwicklungstendenzen aufzei-
gen zu können, wären für einen früheren Zeitpunkt in 
gleicher Weise erhobene Daten notwendig, liegen allerdings 
nicht vor. Hilfsweise wurde deshalb für das Jahr 1974 auf 
homogenisierte Daten eines internationalen Vergleichs von 
Franzen
5) zurückgegriffen. Eine Plausibilitätskontrolle mit 
verfügbaren nationalen Daten ergab lediglich für Griechen-
land stark abweichende Ergebnisse, so daß hier keine Zahlen 
für 1974 ausgewiesen werden. 
Vergleicht man zunächst das 1983 in den einzelnen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft erreichte Niveau der Frau-
enerwerbsbeteiligung nach Altersgruppen, so fallen nach 
wie vor bestehende beträchtliche Unterschiede auf. Sie ver-
weisen auf typische „Optionen“ im Hinblick auf die 
Erwerbsarbeit von Frauen im Lebenszyklus, die in den 
einzelnen Ländern durchaus ein unterschiedliches Gewicht 
haben können: 
Ausgehend von der traditionellen Arbeitsteilung zwischen 
den Geschlechtern – der Mann als Brotverdiener, die Frau 
verantwortlich für Haushalt und das Aufziehen der Kinder -
sind die Möglichkeiten für eine Erwerbsarbeit von Frauen 
stark an die jeweilige Familiensituation und ihre Verände-
rung über die Jahre gebunden. Sieht man einmal von der 
Tätigkeit als Selbständige bzw. mithelfende Familienange-
hörige, z. T. auch als „Heimarbeiterin“, ab, dann ist es 
unter solch traditionalistischer Prämisse für Frauen sehr 
schwer, zugleich erwerbstätig zu sein und ihren Familien-
pflichten nachzukommen. Unter diesen Voraussetzungen 
gibt es für Frauen, die das erwerbsfähige Alter erreichen, 
drei grundlegende „Optionen“ (die vielfältige Varianten in 
der Realität selbstverständlich nicht ausschließen): 
1.  Verbleib in der Schule oder im elterlichen Haushalt bis 
zur Heirat, keine Aufnahme einer bezahlten Arbeit, aber 
möglicherweise Fortsetzung einer Beschäftigung als mithel-
fender Familienangehöriger nach der Heirat; dies hat eine 
vergleichsweise niedrige Erwerbsbeteiligung selbst in den 
jüngeren Altersgruppen zur Folge. Nach Schaubild 2 dürfte 
dieses   Verhaltensmuster   z.B.   in   Griechenland   auch   in 
anderen Ländern mit einer stark landwirtschaftlich gepräg-
ten Wirtschaft und einem großen Anteil von Selbständigen 
und   mithelfenden   Familienangehörigen   (noch)   ein   ver-
gleichsweise großes Gewicht haben; in keiner Altersgruppe 
liegt dort die Frauenerwerbsquote über 50%. 
2.  Erwerbsbeteiligung bis zur Heirat oder längstens bis zur 
Geburt des ersten Kindes, danach endgültiges Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben; hohe Erwerbsquoten in den jünge-
ren Altersgruppen verbinden sich hier mit sehr niedrigen bei 
den älteren Frauen, wie dies – als dominantes Verhaltensmu-
ster – in Belgien und Luxemburg (noch) eine ausschlagge-
bende Rolle spielen dürfte. 
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chung der Erwerbstätigkeit mit der Heirat oder mit der 
Geburt eines Kindes, späterer Wiedereintritt in das 
Erwerbsleben; dieses Verhaltensmuster entspricht am ehe-
sten dem Bild, das sowohl bei jüngeren als auch wieder bei 
älteren Frauen (Altersgruppen 40-50 Jahre) die vergleichs-
weise höchste Erwerbsbeteiligung von Frauen erkennen 
läßt. Obwohl es sicher unzulässig ist, Querschnittsdaten 
eindeutig im Hinblick auf solche Verlaufstypen der 
Erwerbsbeteiligung hin zu interpretieren, bestätigt die vor-
liegende Graphik jedoch Informationen,
6) wonach dieser 
Verhaltenstyp im Vereinigten Königreich eine größere Rolle 
spielt als in vielen anderen Ländern. 
Erst in jüngster Zeit hat sich für Frauen eine 4. „Option“ 
herauskristallisiert, zumindest in einigen Ländern: Die 
Möglichkeit, auch während der „Familienphase“, in der (in 
der Regel ein oder zwei) kleine Kinder im Rahmen einer Ehe 
oder partnerschaftlichen Beziehung zu betreuen sind, 
zumindest als Teilzeit-Beschäftigte erwerbstätig zu bleiben. 
Voraussetzung für solche Option, die offenbar in Dänemark 
(wie in anderen skandinavischen Ländern) zum weit über-
wiegenden Verhaltensmuster geworden ist, sind allerdings 
gesellschaftliche Entwicklungen und Regulierungen, die 
stärker als bislang die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sicherstellen. 
Hinter diesem neuen Typus steht am deutlichsten die (wenn 
auch nur langfristig) in vielen Ländern erkennbare Entwick-
lung zu einer veränderten Rollenstruktur und Verteilung der 
Erwerbsarbeit und „Hausarbeit“ zwischen Männern und 
Frauen. Solche Tendenzen können sich allerdings (innerhalb 
der eher traditionellen Erwerbsmuster von Frauen) auch 
darin niederschlagen, daß Phasen der Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit aufgeschoben und/oder kürzer werden, 
oder auch (in den Ländern bzw. Bevölkerungskreisen, in 
denen ältere verheiratete Frauen in aller Regel bislang nicht 
erwerbstätig waren) daß sich eine zweite Phase der Erwerbs-
tätigkeit für ältere Frauen herausbildet. 
Wohlgemerkt, solche individuellen Verhaltensmuster dürf-
ten in allen europäischen Ländern (wie auch den übrigen 
Industriestaaten) eine Rolle spielen, allerdings mit unter-
schiedlichem Gewicht, wie die vorliegenden Schaubilder 
andeuten. 
Für die Bundesrepublik Deutschland lassen die vorliegenden 
altersspezifischen Frauenerwerbsquoten nicht auf die Domi-
nanz eines der genannten Verhaltenstypen schließen. Die 
Erwerbsbeteiligung von (verheirateten) Frauen der mittleren 
Altersgruppen ist weit niedriger als in Dänemark und ande-
ren skandinavischen Ländern, aber auch niedriger als in 
Großbritannien und Frankreich, höher allerdings als in den 
6) Vgl. hierzu Brinkmann, C, Demographic Aspects of the Labour Force 
and Employment, Report prepared for the Council of Europe, Strasbourg, 
1986, DE-LF (86) 1. 
7)  Smith, R. E., The Subtle Revolution. Women at Work, Washington, 
B.C., 1979. 
Über die Bestimmungsgründe und Entwicklungsperspektiven der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen vgl. auch den Beitrag von Wolfgang Cornetz 
in diesem Heft. 
Einen weiteren Überblick über die jüngsten Entwicklungstendenzen gibt 
Patrick J. McMahon, An international comparsion of labor force participation, 
1977-84, in: Monthly Labor Review, May 1986. Der Vergleich bezieht sich 
auf Australien, Kanada, Japan, Schweden, die Vereinigten Staaten von 
Amerika und die Bundesrepublik Deutschland und enthält auch einen 
Hinweis auf vergleichsweisende hohe verdeckte Arbeitslosigkeit in der 
Bundesrepublik. 
südlichen Ländern, den Benelux-Staaten und Irland. In die-
ser Hinsicht ist die Bundesrepublik also eher dem europäi-
schen Mittelfeld zuzuordnen und keineswegs „Spitzen-
reiter“. 
Vergleicht man in den einzelnen Ländern die Entwicklung 
der Frauenerwerbsbeteiligung zwischen 1974 und 1983, so 
ist ohne Ausnahme in allen Ländern ein starker Zuwachs zu 
erkennen. In Italien ergaben sich vor allem bei jüngeren 
Frauen die stärksten Zuwächse, in Frankreich bei den mitt-
leren Altersgruppen und in Großbritannien eher bei den 
älteren Frauen; trotzdem ist in allen Ländern diese Tendenz 
über alle Altersgruppen erkennbar, sieht man aus den schon 
erwähnten Gründen von Spitze und Ende der Alterspyra-
mide einmal ab. 
In der Bundesrepublik ist die Entwicklung in dieser Hinsicht 
weitaus weniger stürmisch verlaufen als in den meisten 
anderen Ländern der Europäischen Gemeinschaft. Dies 
kann nicht ohne weiteres auf die schlechte Arbeitsmarktsi-
tuation im Bezugszeitraum zurückgeführt werden, war doch 
in dieser Zeit die Arbeitslosigkeit in den übrigen Ländern 
meist noch höher als in der Bundesrepublik. Vielleicht 
haben allerdings in einigen Ländern die mit hoher Arbeitslo-
sigkeit verbundenen finanziellen Zwänge mit zu einem stär-
keren Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Ehefrauen beige-
tragen. Vor allem aber ist auch nicht auszuschließen, daß 
von der hohen Arbeitslosigkeit herrührende „Entmuti-
gungseffekte“ (Aufbau einer stillen Reserve) in der Bundes-
republik ein größeres Gewicht haben als in anderen Län-
dern, d. h. hier doch einen sonst zu erwartenden Anstieg 
der effektiven Frauenerwerbsbeteiligung stärker gebremst 
haben könnten. 
Auf solche Unterschiede und ihre Hintergründe (sozialver-
sicherungsrechtliche Regelungen, Steuersystem, Elternur-
laub, Verfügbarkeit von Teilzeitarbeit, Kindergarten- und 
Schulsystem, kulturelle Unterschiede usw.) kann an dieser 
Stelle nicht näher eingegangen werden. Es sollte allerdings 
der Eindruck vermittelt werden, daß Niveau und Entwick-
lung der Erwerbsbeteiligung von Frauen in der Bundesrepu-
blik Deutschland im europäischen Vergleich nichts Außerge-
wöhnliches erkennen lassen. 
In einigen großen Industriestaaten, auch in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, ist die Entwicklung jedenfalls schon 
weiter vorangeschritten als in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Dies bekräftigt die Erwartung, daß auch in der Bun-
desrepublik trotz hoher Arbeitslosigkeit die „subtle revolu-
tion“
7) einer weiterhin zunehmenden Erwerbsbeteiligung 
von Frauen ihre Fortsetzung findet. Jede in das Erwerbsle-
ben nachrückende Alterskohorte von Frauen hat bislang, 
wie in den anderen Ländern, eine höhere Erwerbsbeteili-
gung erkennen lassen als die vorausgegangene Alterskohor-
te. Auch ohne weitere „emanzipatorische Impulse“ werden 
Strukturverschiebungen zu einer höheren Erwerbsbeteili-
gung von Frauen beitragen: Mit dem Älterwerden der jünge-
ren, besser ausgebildeten und stärker berufsorientierten 
Jahrgänge wird die Tendenz zu einer höheren Erwerbsbetei-
ligung von älteren Frauen weiter gestützt. Eine Abkehr vom 
bisherigen Entwicklungspfad ist bislang empirisch in keiner 
Weise erkennbar. 
Anzumerken bleibt allerdings, daß zunehmende Erwerbs-
chancen nicht ohne weiteres auch einen Abbau geschlechts-
spezifischer Unterschiede bei Aufstiegschancen, Arbeitsbe-
dingungen und Bezahlung zur Folge haben; diese Problem-
bereiche bedürfen sicherlich einer gesonderten Betrachtung. 
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1. Entwicklung und Strukturen der Teilzeitarbeit, 
Arbeitszeitwünsche 
Entwicklungstendenzen 
Über die Jahre hat sich in der Bundesrepublik – wie in 
anderen Ländern – die Zahl der Teilzeitkräfte und ihr Anteil 
an der Beschäftigung insgesamt ausgeweitet. 1985 gab es 
rund 3 Mio. Arbeitnehmer (knapp 14%), die in der Woche 
„normalerweise“ weniger als 37 Stunden arbeiteten, 1960 
waren es – einer entsprechenden Anpassung der statistischen 
Zeitreihe folgend – erst schätzungsweise 780 000 Personen 
bzw. 4% (Übersicht 5).
8) 
Eine Ausweitung der Teilzeitarbeit war allerdings (zumin-
dest bis Anfang der 80er Jahre) fast ausschließlich bei Frauen 
zu beobachten. Jede dritte Arbeitnehmerin steht nun in 
einem Teilzeitarbeitsverhältnis, während es bei männlichen 
Arbeitnehmern nach wie vor lediglich rund 2% sind. Zum 
Vergleich: In den skandinavischen Ländern sind über 40% 
der Frauen, immerhin aber auch 7% der Männer teilzeitbe-
schäftigt, in England betragen die Anteile rund 40% bzw. 
5%, in anderen europäischen Ländern, so in Frankreich 
(20% bzw 3%) und insbesondere in Italien (4% bzw. 2%) 
liegen die Teilzeitanteile an den Beschäftigten allerdings 
(noch) weit unter denen der Bundesrepublik. 
Zahl und Anteil der teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer 
haben sich zwischen 1960 und Anfang der 70er Jahre mehr 
als verdreifacht. 
Diese stürmische Entwicklung hat sich im weiteren Verlauf 
der 70er Jahre nicht fortgesetzt. Seit der Rezession 1974/75 
zeigte sich bis Anfang der 80er Jahre im Rahmen der Mikro-
zensus-Zeitreihe nur noch ein leichter Anstieg der Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten und im wesentlichen eine Stagnation 
der Teilzeitquote bei den abhängig beschäftigten Frauen. 
Von den konjunkturellen Einbrüchen war die Teilzeitbe-
schäftigung, wie die Frauenerwerbstätigkeit insgesamt, 
nicht überpropoitional betroffen. Zwar werden Teilzeit-
kräfte in rezessiven Konjunkturphasen teils häufiger entlas-
sen, dies schlägt aber gesamtwirtschaftlich wie auch in den 
einzelnen Wirtschaftsabteilungen nicht durch, auch nicht im 
Verarbeitenden Gewerbe. 
Erst im Jahre 1983 stieg laut EG-Stichprobe die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten wieder kräftiger an; wegen der leicht 
gegenläufigen Bewegung im nachfolgenden Jahr sind aller-
dings zufallsbedingte Ausschläge hier nicht auszuschließen. 
Im Hinblick auf die bis zum Jahre 1985 vorliegenden Zahlen 
aus der Statistik über versicherungspflichtig beschäftigte 
Arbeitnehmer (s. u., Übersicht 6) ist jedoch ein weiterer 
Anstieg der Teilzeitarbeit insgesamt wahrscheinlich. 
8) Vor 1972 Schätzung der entsprechenden Teilzeitanteile anhand der vorlie-
genden Mikrozensusreihe „Teilzeitbeschäftigung aus eigenem Entschluß“. 
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Nicht übersehen werden darf, daß Mitte der 80er Jahre im 
Vergleich zu Anfang der 70er Jahre doch insgesamt rd. 
l Mio. Vollzeitarbeitsplätze weniger und l Mio. Teilzeitar-
beitsplätze mehr existierten. Dies ging per saldo nicht zu 
Lasten der vollzeitbeschäftigten Frauen, sondern ist darauf 
zurückzuführen, daß von den Beschäftigungseinbrüchen im 
Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe vor allem 
(vollzeitbeschäftigte) Männer betroffen waren, während die 
Beschäftigungsexpansion der Dienstleistungsbereiche über-
durchschnittlich (teilzeitarbeitssuchenden) Frauen zugute 
kommt. 
Arbeitnebmerpräferenzen 
Eine Ausweitung der Teilzeitarbeit kommt vorhandenen 
Arbeitnehmerpräferenzen durchaus entgegen: Wie eine 
Reihe früherer Erhebungen des IAB und anderer Institute
9) 
belegt eine 1985 im Rahmen des Euro-Barometers durchge-
führte EG-Arbeitnehmerumfrage für die Bundesrepublik 
und für andere Länder den verbreiteten Wunsch nach mehr 
Teilzeitarbeit (wie auch nach generellen Arbeitszeitverkür-
zungen). Das Statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften sieht „ein erhebliches Potential an Vollzeitbeschäf-
tigten, die es vorziehen würden, neue Formen von Teilzeit-
arbeit zu praktizieren“. Insbesondere stoßen „Arbeitszeiten 
von rund 30 Stunden pro Woche auf ein relativ großes 
Interesse – und zwar gleichermaßen bei Frauen und Män-
nern. Bisher arbeiten erst 3,8% der europäischen Arbeitneh-
mer in einem solchen Zeitregime, 17,5% wären jedoch daran 
interessiert“. Für die Bundesrepublik liegen die entspre-
chenden Zahlen bei 2,3% (realisiert) und 13,9% (Wunsch). 
Weiterhin heißt es, „die Teilzeitbeschäftigten sind bis auf 
9)  Vgl. zusammenfassend Brinkmann, C., Arbeitszeitpräferenzen: Ein Hinweis 
auf neue Repräsentativbefragungen, in: MittAB 2/1983. 
10) Europäische Wirtschaft, Beiheft B, Nr. 10, Oktober 1985, S. 4. 
11) Brinkmann, C., Der Wunsch nach Teilzeitarbeit bei berufstätigen und nicht 
berufstätigen Frauen, in: MittAB 3/1979. 
verschwindend geringe Ausnahmen mit ihrer derzeitigen 
Arbeitszeitregelung einverstanden; unfreiwillige Teilzeitar-
beit liegt also kaum vor“.
10) 
Auch von nicht erwerbstätigen Frauen, die eine Arbeit 
aufnehmen wollen, wünscht ein großer Teil (drei Viertel)
11) 
eine Teilzeitbeschäftigung. Die durch allgemeine Bemühun-
gen zur Flexibilisierung des Beschäftigungssystems gestütz-
ten Ausweitungstendenzen im Teilzeitbereich stoßen also 
auf unverkennbare Präferenzen der Arbeitnehmer. 
Allerdings hat die faktische Ausweitung der Teilzeitarbeit 
bislang vor allem im herkömmlichen Bereich der „Halbar-
beit“ von Frauen in weniger qualifizierten Tätigkeitsberei-
chen stattgefunden, während sich Präferenzen, wie aufge-
führt, stark auf neue Formen der Teilzeitarbeit beziehen, die 
bislang (Männern wie Frauen) kaum angeboten werden. 
Strukturen 
Während das vorhandene Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen 
sicher nicht allen Wünschen entspricht, erscheint zumindest 
auch die Feststellung wichtig, daß die Expansion der Teil-
zeitarbeit bislang offenbar nicht  schwerpunktmäßig im 
Bereich der „marginalen Beschäftigungsverhältnisse“ außer-
halb des sozialen Sicherungssystems stattgefunden hat. 
Hierauf deutet zum einen die Aufgliederung der Teilzeitbe-
schäftigung nach einzelnen Stundengruppen: Zwar hat sich 
die Zahl der Teilzeitbeschäftigten mit 14 Arbeitsstunden pro 
Woche oder weniger (d. h. weitgehend geringfügige, nicht 
Versicherungspflichtige Tätigkeiten) etwas ausgeweitet, ihr 
Anteil an allen Teilzeitbeschäftigten bzw. an allen abhängig 
beschäftigten Frauen hat sich aber nur wenig erhöht (Schau-
bild 3). 
Zum anderen lag bei versicherungspflichtig Beschäftigten 
der Anstieg der Teilzeitarbeit zumindest bis 1982 über dem 
allgemeinen leichten Anstieg der Teilzeitbeschäftigung 
(Übersicht 6). Setzt man die Zahl der Teilzeitbeschäftigten 
im Rahmen der Beschäftigtenstatistik (Versicherungspflicht 
im Rahmen der Rentenversicherung) vom Juni in Relation 
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zu den entsprechenden Zahlen des Mikrozensus vom April/ 
Mai eines jeden Jahres, so unterliegen rund ein Drittel der 
Teilzeitbeschäftigten nicht der Versicherungspflicht, das 
sind 1985 wie auch schon 1974 rund l Mio. Frauen. Berück-
sichtigt man, daß nicht versicherungspflichtig Beschäftigte 
häufig nur gelegentlich arbeiten, dann dürfte die Zahl der 
Frauen, die im Laufe eines Jahres einer nicht Versicherungs-
pflichtigen (Teilzeit-)Beschäftigung nachgehen, allerdings 
höher sein. 
Folgt man der EG-Stichprobe von 1984, waren 7% der 
teilzeitbeschäftigten Frauen in befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen, gegenüber knapp 4% der Frauen insgesamt 
und gut 5% der Männer (im Durchschnitt knapp 5%, 
Ausbildungsverhältnisse ausgeschlossen, einschließlich aber 
der Zeitsoldaten und Beamten auf Probe, Tabelle 6 im 
Anhang). Ob auch angesichts des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes diese Anteile bei Teilzeit- wie bei Vollzeitbe-
schäftigten seither zugenommen haben, wird sich erst nach 
Vorliegen der Ergebnisse weiterer Mikrozensen bzw. von 
Sonderuntersuchungen
12) erkennen lassen. Befristungen des 
Beschäftigungsverhältnisses spielen bei Teilzeitarbeit zwar 
eine überproportionale, insgesamt aber bislang doch nur 
eine quantitativ untergeordnete Rolle. 
In den einzelnen Wirtschaftsabteilungen (wie auch Berufsbe-
reichen) ist der Teilzeitanteil an den abhängig Beschäftigten 
insgesamt sehr unterschiedlich – er schwankte 1984 von 3% 
(Energie- und Wasserversorgung) bis 30% (Organisationen 
ohne Erwerbscharakter). Dies beruht vor allem (aber keines-
wegs nur) auf den sehr unterschiedlichen Frauenanteilen 
unter den Beschäftigten in diesen Bereichen. Bezogen auf die 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen liegt in keiner der aufge- 
12) Ergebnisse einer kürzlich durchgeführten Umfrage der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände bei Arbeitgebern über die Auswirkungen des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 deuten auf solche 
Zuwächse hin. 
13) 1983.Vgl. Beitr. AB 101, S. 110 
führten Wirtschaftsabteilungen (Tabelle 6) der Teilzeitanteil 
unter 20%, der höchste Wert (43%) ist auch hier wieder bei 
den Organisationen ohne Erwerbscharakter zu erkennen. 
Wie schon im Abschnitt über die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen angedeutet, spielt Teilzeitarbeit vor allem für verhei-
ratete Frauen in den mittleren Altersgruppen eine wichtigste 
Rolle, häufig ist für sie angesichts bestehender familiärer 
Verpflichtungen und gegebener geschlechtsspezifischer Rol-
lenverteilungen eine Vollzeitarbeit auch gar nicht möglich. 
Mit mindestens einem wirtschaftlich abhängigen Kind liegt 
der Teilzeitanteil unter den erwerbstätigen verheirateten 
Frauen bei über 60%.
13) 
Sind in einzelnen Beschäftigungsbereichen die Teilzeitanteile 
sehr niedrig, bedeutet dies geringere Chancen für entspre-
chend qualifizierte Frauen, während der „Familienphase“ 
oder nach einer Unterbrechung der Erwerbstätigkeit eine 
adäquate Beschäftigung zu finden, wenn dies gewünscht 
wird. Die Tatsache, daß sich in der Bundesrepublik wie in 
anderen Ländern (z. B. England) Teilzeitarbeit bislang stark 
auf die unteren Qualifikationsebenen konzentriert, hat auch 
für die Wirtschaft Qualifikationsverluste und schlechtere 
Beschäftigungschancen für viele (verheiratete) Frauen mit 
dem Wunsch nach einer Erwerbstätigkeit (Teilzeitarbeit) zur 
Folge – auch dies ein Grund, Teilzeitarbeit auf allen Ebenen 
und den aufgeführten Präferenzen entsprechend in den 
weniger konventionellen Formen auszuweiten. 
Abschließend sei nochmals auf die erheblichen statistischen 
Erfassungsprobleme im Bereich der Arbeitszeit generell wie 
auch speziell im Hinblick auf Teilzeitarbeit hingewiesen; 
hierauf wurde an dieser Stelle bereits vor einem Jahr auf-
merksam gemacht. 
2. Entwicklung des Arbeitsvolumens von Männern 
und Frauen 
Zwischen 1960 und 1970 ist die Zahl der vollzeitbeschäftig-
ten Arbeitnehmerinnen um fast eine halbe Million Personen 
zurückgegangen, die Zahl derer in Teilzeitarbeit stieg jedoch 
zugleich um 1,25 Millionen Personen. Da in diesem Zeit-
raum auch die Zahl der in aller Regel vollzeitbeschäftigten 
männlichen Arbeitnehmer anstieg ( + 1,3 Mio), stieg 
dadurch auf Personenbasis  der Frauenanteil an allen 
beschäftigten Arbeitnehmern nur wenig (auf rd. 34%). 
Wegen der deutlich geringeren durchschnittlichen Arbeits-
zeit – infolge des hohen Anteils teilzeitbeschäftigter Frauen 
– jedoch entfielen 1970 nur noch 31,5% des Arbeitsvolu-
mens der Arbeitnehmer auf Frauen, 1,3% weniger als 10 
Jahre zuvor (Tabelle 7). 
Zu beachten ist allerdings, daß am Ende dieser: Periode 
unbestreitbar Vollbeschäftigung herrschte. Das rückläufige 
Erwerbspersonenpotential und eine damals per saldo rück-
läufige Erwerbsneigung von Frauen wurde durch den for-
cierten Übergang zur Teilzeitarbeit und die steigende 
Beschäftigung (zunächst mehr männlicher) ausländischer 
Arbeitnehmer ausgeglichen. Eine „Verdrängung“ von Voll-
zeitarbeit durch Teilzeitarbeit fand nicht statt, es gab aller-
dings wesentliche, auch auf die Knappheit der Arbeitskräfte 
mit zurückzuführende Umschichtungen. 
Seit Anfang der 70er Jahre hat sich das Bild mehrfach 
gewandelt: Bei sich grundlegend verschlechternder Arbeits-
marktsituation hat sich die Teilzeitarbeit nur noch wenig 
ausgeweitet, wohl aber ist die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen insgesamt seither stark angestiegen. 
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tigt als 1970, während die Zahl der männlichen Arbeitneh-
mer nach der Rezession 74/75 den zuvor erreichten Höchst-
stand (auch 1980, dem neuen Höchststand) nicht mehr 
erreichte. 
In den 70er Jahren stieg die Zahl der Vollzeit- und die der 
teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen annähernd propor-
tional. Im Ergebnis erhöhte sich sowohl auf Personenbasis 
als auch im Hinblick auf das Arbeitsvolumen bei Arbeitneh-
mern der Frauenanteil um rund 3% auf 37,0% (Personen) 
bzw. 34,6% (Arbeitsvolumen). In diesen Jahren hat also 
Teilzeitarbeit die Zuwächse bei Zahl und Anteil der beschäf-
tigten Frauen (volumenmäßig) nur wenig beeinflußt. 
Bei den Erwerbstätigen  insgesamt war die Entwicklung 
allerdings weitaus weniger stürmisch, vor allem weil die 
Zahl der überwiegend weiblichen mithelfenden Familienan-
gehörigen weiterhin stark rückläufig war. Bei allen Erwerbs-
tätigen stieg der Frauenanteil zwischen 1970 und 1980 ledig-
lich (aber doch immerhin) um 1,3% (Personen) bzw. 1,1% 
(Volumen). 
Mit der erneuten Rezession 1981/83 ist die Zahl der vollzeit-
beschäftigten männlichen wie der weiblichen Arbeitnehmer 
stark zurückgegangen, während es im wenig konjunkturrea-
giblen Teilzeitbereich sogar noch geringe Zuwächse gab. 
Der nachfolgende Beschäftigungsanstieg zeigte sich bei 
Frauen, auch den vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen, 
früher als bei Männern. Die zyklischen Beschäftigungs-
schwankungen überlagernd und ungeachtet der weiterhin 
bestehenden hohen Unterbeschäftigung hat sich damit in der 
ersten Hälfte der 80er Jahre die Beschäftigung zumindest 
relativ zugunsten der Frauen entwickelt: Bei Arbeitnehmern 
wie bei Erwerbstätigen insgesamt sind die Frauenanteile seit 
1980 weiterhin kontinuierlich angestiegen, sowohl im Hin-
blick auf die Zahl der beschäftigten Personen als auch (in fast 
gleichem Ausmaß) beim Arbeitsvolumen. Nur ein kleiner 
Teil des Beschäftigungsgewinns der Arbeitnehmerinnen seit 
Anfang der 70er Jahre wurde und wird durch ihre überpro-
portional abnehmende durchschnittliche Arbeitszeit „aufge-
zehrt“, vor allem weil der Abbau von Vollzeitarbeitsplätzen 
(im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe) per soldo 
ausschließlich Männer betraf. 
Aktuelle Trends und Strukturen auf dem Teilarbeitsmarkt für Jugendliche 
Karen Schober 
Die Situation der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt ist –
wie schon in den Jahren zuvor – neben dem Bevölkerungs-
rückgang geprägt durch die dominante Stellung des dualen 
Ausbildungssystems mit seinen zwei Übergangsphasen ins 
Erwerbsleben sowie durch bestimmte Trends im Bildungs-
verhalten der nachwachsenden Generation und schließlich 
durch bildungspolitische Entscheidungen und schulgesetzli-
che Veränderungen. Manche Entwicklungen, wie beispiels-
weise die Steigerung des betrieblichen Ausbildungsstellenan-
gebots über den aktuellen Bedarf hinaus, allein aufgrund der 
hohen Ausbildungsplatznachfrage und der vielfältigen 
Appelle an die Wirtschaft, wären auf dem Erwachsenen-
Arbeitsmarkt wohl nicht denkbar. Trotzdem kommt gerade 
dem Jugendlichen-Arbeitsmarkt aber auch eine gewisse 
Signalfunktion im Hinblick auf den Gesamtarbeitsmarkt zu, 
da im konjunkturellen Aufschwung zunächst vor allem jün-
gere Arbeitskräfte rascher vom Arbeitsmarkt absorbiert 
werden. Diese aus früheren Perioden und vom Ausland her 
bekannte Erscheinung hat sich auch in der gegenwärtigen 
Aufschwungphase wieder bestätigt. 
1. Die Entwicklung beim Arbeitskräfteangebot 
Die demographische Wende bei der Entwicklung der 15- bis 
unter 20jährigen Bevölkerung zeigt sich bereits seit 1983. 
Zwischen 1983 und 1986 ist die Zahl der Jugendlichen um 
mehr als 500 000 gesunken. Bei den 20- bis unter 25jährigen 
wird der Rückgang ab 1988 einsetzen (Tabelle 8). 
Die Zahl der jüngeren Erwerbspersonen ebenso wie die 
Erwerbsbeteiligung sind bereits seit Anfang der 70er Jahre 
rückläufig. Allein zwischen 1980 und 1986 ist die Erwerbs-
quote bei den unter 20jährigen von 45% auf 39%, bei den 
20- bis unter 25jährigen von 74% auf 71% gesunken, wäh- 
rend sie bei der Gesamtbevölkerung im Alter von 15- bis 
unter 65 Jahren in diesem Zeitraum von 51% auf 53% 
angestiegen ist. Verantwortlich für den Rückgang bei den 
Jüngeren ist vor allem eine längere und vermehrte Bildungs-
beteiligung der nachwachsenden Generation, die zwischen 
1980 und 1986 von gut 48% auf knapp 54% bei den 15- bis 
unter 20jährigen und im gleichen Zeitraum von gut 15% auf 
knapp 18% bei den 20- bis unter 25jährigen angestiegen ist 
(Tabelle 8). Hierbei handelt es sich zum Teil um eine im 
längerfristigen Trend liegende, freiwillige höhere Bildungs-
beteiligung sowie um schulgesetzliche Regelungen zur Ver-
längerung der Vollzeitschulpflicht (Nordrhein-Westfalen, 
Berlin); zu einem gewissen – allerdings nur schwer zu 
quantifizierenden – Teil ist der längere Schulbesuch jedoch 
auch durch die angespannte Lage auf dem Arbeits- und 
Ausbildungsstellenmarkt „erzwungen“ (vgl. unten die Aus-
führungen zur „Altnachfrage“ bei Ausbildungsstellen). 
Die Zahl der jüngeren Erwerbspersonen ebenso wie das 
Erwerbspersonenpotential dieser Altersgruppen wird der 
demografischen Entwicklung folgend auch weiterhin rück-
läufig sein. Auch die relative Erwerbsbeteiligung der 
Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen (Erwerbsquote) 
wird wegen der zu erwartenden steigenden Bildungsbeteili-
gung weiter zurückgehen. Allerdings sind bei einzelnen 
Gruppen auch gegenläufige Trends zu beobachten. So hat 
die betriebliche Ausbildung, die ja statistisch als Erwerbstä-
tigkeit zählt, in den vergangenen Jahren knapper Arbeits-
und Ausbildungsmöglichkeiten bei allen Schulabgängern an 
Attraktivität und quantitativer Bedeutung gewonnen. Galt 
zu früheren Zeiten eine schulische Ausbildung als höher-
oder zumindest gleichwertig gegenüber einer betrieblichen 
Ausbildung, so streben heutzutage mehr Jugendliche eine 
Lehrausbildung an. Läßt sich diese nicht realisieren, wei- 
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dende Schule aus, um dann mit verbesserter Ausgangsquali-
fikation und in höherem Alter sich erneut um einen Ausbil-
dungsplatz zu bewerben. Diese sog. „Altnachfrage“ hat sich 
seit 1977 mehr als verdoppelt, von 12% auf 31% der Schul-
abgänger früherer Entlaßjahrgänge.
14) 
Aufgrund dieser gestiegenen Attraktivität der betrieblichen 
Ausbildung ist der Anteil der Auszubildenden an der gleich-
altrigen Wohnbevölkerung von 55% im Jahre 1983 auf 63% 
im Jahre 1985 angestiegen. Dies geht zu einem nicht uner-
heblichen Anteil auf das Konto der Abiturienten und Fach-
hochschulberechtigten, die in zunehmendem Umfang eine 
betriebliche Ausbildung beginnen und nicht mehr in dem 
früher gewohnten Umfang ein Studium aufnehmen. Die 
Zahl der Auszubildenden mit Fachhoch- und Hochschul-
reife hat sich von rund 95000 oder 5,5% aller Auszubilden-
den im Jahre 1980/81 auf 192000 oder 10,7% im Ausbil-
dungsjahr 1984/85 erhöht.
15) Nach bisher vorliegenden 
Informationen aus der Berufsberatungsstatistik der Arbeits-
ämter sowie aus dem Bereich des Handwerks ist auch für das 
Ausbildungsjahr 1985/86 noch mit einem weiteren Anstieg 
zu rechnen. 
2. Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
Die Zahl der bei den Arbeitsämtern arbeitslos registrierten 
Jugendlichen unter 25 Jahren hatte mit rd. 570 000 im Jah-
resdurchschnitt 1984 seinen Höhepunkt bereits überschrit- 
ten (Übersicht 7). Im Durchschnitt der Monate Januar bis 
September 1986 liegt die Arbeitslosigkeit der unter 25jähri-
gen mit knapp 520 000 und einer Arbeitslosenquote von 
9,7% zwar deutlich unter dem entsprechenden Vorjahres-
wert, beträgt aber immer noch mehr als das Doppelte im 
gleichen Zeitraum der Aufschwungjahre 1979/80. Im Jahres-
durchschnitt 1986 dürfte sich die registrierte Arbeitslosigkeit 
bei den unter 25jährigen weiter verringern. 
Die Erwerbslosigkeit der Jüngeren ist allerdings trotz des 
Rückgangs immer noch höher als die Gesamtarbeitslosig-
keit, die im Durchschnitt der Monate Januar bis September 
1986 9,2% betrug, was in erster Linie auf der instabilen 
Arbeitsmarktlage für 20- bis unter 25jährige beruht. Eine 
differenzierte Betrachtung der beiden Altersgruppen – unter 
20 Jahre, 20 bis unter 25 Jahre – macht dies deutlich. 
a) Entwicklung in den Altersgruppen 
Bei den unter 20jährigen zeichnet sich ein Rückgang der 
Arbeitslosigkeit bereits seit dem Winter 1983/84 ab. In 
dieser Altersgruppe haben 
- demographische  Einflüsse  (Rückgang der entsprechenden 
Bevölkerung), 
- schulgesetzliche  Maßnahmen (Verlängerung der Vollzeit-
schulpflicht), 
-  ein verändertes Bildungsverhalten (längerer „freiwilliger“ 
Schulbesuch) und 
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aber auch eine altersmäßige Verlagerung bewirkt: von den 
unter 20jährigen Arbeitslosen waren 1985 nur noch 7% 15 
und 16 Jahre alt, 76% hingegen 18 und 19 Jahre alt, während 
1974 diese Werte noch 26% bzw. 52% betrugen. 
Die Auswirkungen des verzögerten Berufsstarts zeigen sich 
u. a. auch daran, daß im September 1985 43% der Arbeitslo-
sen unter 20 Jahren über keinerlei Berufserfahrung verfüg-
ten. Im September 1975 waren dies lediglich 19% gewesen. 
Jugendarbeitslosigkeit verlagert sich also zunehmend von 
den unter 20jährigen auf die nächstfolgende Altersgruppe 
der 20- bis unter 25jährigen, und auch hier hat sich der 
Anteil der Berufsanfänger mehr als verdreifacht (Anstieg 
von 4% 1975 auf 13% 1985). Zwar ist in dieser Altersgruppe 
im vergangenen Jahr ein überdurchschnittlicher Rückgang 
der Arbeitslosenzahl zu verzeichnen gewesen – ein Hinweis 
auf den rascheren Abbau der Unterbeschäftigung bei den 
Jüngeren im Aufschwung – nichtsdestoweniger weisen die 
20- bis unter 25jährigen seit Mitte der 70er Jahre die höchste 
altersspezifische Arbeitslosenquote auf. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß die Zahl der von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Personen in dieser Altersgruppe besonders hoch 
ist, während die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosig-
keit bei den Jüngeren vergleichsweise gering ist: 
auch auf die bessere berufliche Vorbildung der 20- bis unter 
25jährigen Arbeitslosen zurückzuführen. Ohne Berücksich-
tigung der Berufsanfänger verfügen im September 1985 57% 
der Arbeitslosen dieser Altersgruppe über einen beruflichen 
Bildungsabschluß gegenüber 51% bei den Arbeitslosen über 
25 Jahre. 
b) Probleme bei der Übernahme nach der Ausbildung 
Dennoch ist nicht zu übersehen, daß die Arbeitslosigkeit 
unmittelbar nach Ausbildungsabschluß, an der sogenannten 
zweiten Schwelle des Übergangs vom Bildungs- ins Beschäf-
tigungssystem, an Bedeutung gewonnen hat. Im Laufe des 
Jahres 1985 meldeten sich rund 87 000 junge Leute unmittel-
bar nach der betrieblichen Ausbildung arbeitslos. Das waren 
fast 14% aller Absolventen und 7,3% mehr als ein Jahr 
zuvor (Übersicht 8). Der Anstieg lag damit auch über dem 
allgemeinen Anstieg bei allen Zugängen in die Arbeitslosig-
keit, der 1985 lediglich 2,1% betragen hatte. Der höchste 
Zuwachs bei der Zahl der aus einer betrieblichen Ausbildung 
neu zugegangenen Arbeitslosen war allerdings im Jahre 1983 
zu verzeichnen (+ 43%), da in diesem Jahr ein sehr starker 
Jahrgang aus der Ausbildung entlassen wurde. Daß danach 
trotz des Abbaus der Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen 
insgesamt die Zahl der Neuzugänge aus einer betrieblichen 
Ausbildung zugenommen hat, deutet auf die Verlagerung 
der Probleme zu den qualifizierten Kräften sowie auf die 
spezielle Übernahmeproblematik nach Abschluß der Aus-
bildung hin, insbesondere nachdem über Jahre hinweg 
erklärtermaßen über den Bedarf hinaus ausgebildet wurde, 
um den Angehörigen der geburtenstarken Jahrgänge eine 
Ausbildungschance zu geben. 
Für 1986 zeichnet sich bis September ein leichter Rückgang ( 
– 0,3%) bei den Neuzugängen aus betrieblicher Ausbil-
dung gegenüber dem Vorjahr ab. Diese Entwicklung spricht 
dafür, daß im Aufschwung gerade die jüngeren ausgebilde- 
Die besseren und rascheren Wiedereingliederungschancen 




MittAB 3/86  367 ten Kräfte eher vom Arbeitsmarkt aufgenommen werden als 
andere Personengruppen. Allerdings steht im kommenden 
Jahr (1987) der bislang stärkste Absolventenjahrgang 
(705 000 neu abgeschlossene Ausbildungsverträge des Jahres 
1984) zur Aufnahme am Arbeitsmarkt bevor. Auch darf 
nicht übersehen werden, daß der Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit noch keine Aussagen darüber erlaubt, ob die Absol-
venten auch eine dauerhafte und ausbildungsadäquate 
Beschäftigung erhalten. Nach einer neueren Erhebung des 
Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) waren von den 
Ausbildungsabsolventen des Jahres 1984 6 Monate nach 
Ausbildungsabschluß lediglich 50% in einem der Ausbil-
dung entsprechenden Beruf unbefristet beschäftigt, weitere 
12% unbefristet in einer anderen Tätigkeit. Befristete 
Arbeitsverträge im erlernten oder einem anderen Beruf 
haben insgesamt 7% der Absolventen erhalten.
16) 
Dieser Anteil dürfte nach Inkrafttreten des Beschäftigungs-
förderungsgesetzes noch angestiegen sein, ebenso die Über-
nahme in Teilzeitverträge, die von einer Reihe von Großfir-
men den ausgebildeten jungen Fachkräften angeboten wer-
den. Repräsentative Zahlen hierzu gibt es allerdings bislang 
nicht. 
c) Saisonaler Verlauf der Arbeitslosigkeit 
Der saisonale Verlauf der Jugendarbeitslosigkeit läßt sich 
exakt nur für die unter 20jährigen analysieren (monatliche 
Erhebungen), während für die 20- bis unter 25jährigen 
lediglich Daten zum Quartalsende vorliegen. 
Saisonale Höhepunkte der Arbeitslosigkeit treten bei den 
unter 20jährigen sowohl in den Wintermonaten Januar/ 
Februar als auch zur Zeit der Schulentlaßtermine und Lehr-
abschlußprüfungen in den Monaten Juli bis September auf. 
Dabei ist festzustellen, daß im konjunkturellen Abschwung 
die Winterarbeitslosigkeit ein besonders hohes Maß erreicht, 
während bei Besserung der Arbeitsmarktlage die Schulent-
lassungen und Lehrabschlußprüfungen in den Sommermo-
naten den saisonalen Verlauf der Arbeitslosigkeit stärker 
beeinflussen. So hatte beispielsweise im Jahre 1985 die Zahl 
der jugendlichen Arbeitslosen ihren saisonalen Höhepunkt 
im August mit knapp 182000, während im Januar und 
Februar desselben Jahres jeweils „nur“ rund 169000 jugend-
liche Arbeitslose gezählt wurden. 1986 dürfte die leichte 
Entspannung am Ausbildungsstellenmarkt dazu beitragen, 
daß die Saisonausschläge im Sommer weniger hoch ausfallen 
(Arbeitslose unter 20 Jahre im August 1986 rd. 160000 
gegenüber 167000 im Januar 1986). 
Der jugendspezifische Saisonverlauf bei der registrierten 
Arbeitslosigkeit weist auch noch eine geschlechtsspezifische 
Komponente auf: die Winterarbeitslosigkeit trifft vor allem 
die jungen Männer, während die Probleme der Lehrstellen-
suche und der Übernahme nach der Lehre überwiegend zu 
Lasten der Mädchen und jungen Frauen gehen
17). 
3. Die Entwicklung auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
Der Ausbildungsmarkt ist. – auch wenn er z.T. anderen 
Bedingungen unterliegt – Teil des Jugendlichen-Arbeits-
marktes und wird von diesem mit beeinflußt. So erklärt sich 
16) Vgl. Berufsbildungsbericht 1986, S. 61. 13% waren zu diesem Zeitpunkt 
in anderer Aus- bzw. Weiterbildung, 9% in Wehr- oder Zivildienst und 
9% erwerbslos. 
17)  Vgl. Schober, K., Jugendarbeitslosigkeit – Strukturen, Trends und Per-
spektiven, Mat AB 7/1985, S. 5-6. 
z. T. die zuvor erwähnte hohe „Altnachfrage“ u. a. auch aus 
der Tatsache, daß es für ungelernte Jugendliche kaum noch 
Arbeitsmöglichkeiten gibt. Die hohe Altnachfrage wie-
derum sorgt dafür, daß sich die Lage auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt nicht so entspannt hat, wie es von der demogra-
phischen Entwicklung her zu erwarten gewesen wäre. 
1985 war das Jahr mit dem bisher höchsten registrierten 
Ausbildungsplatzdefizit. Rund 60 000 Bewerber konnten 
bis zum 30. September nicht in Ausbildungsstellen vermit-
telt werden; weitere rund 40 000 bei der Berufsberatung 
gemeldete Bewerber, die nicht in Ausbildungsstellen vermit-
telt werden konnten, entschieden sich für Ausweichlösun-
gen, hielten jedoch ihre Bewerbung um einen Ausbildungs-
platz bei der Berufsberatung aufrecht. Wie auch in den 
Jahren zuvor waren knapp zwei Drittel dieser nicht vermit-
telten Bewerber Mädchen. 
Für 1986 ist mit einer leichten Entspannung auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt gegenüber dem Vorjahr zu rechnen. Die 
Bundesregierung geht von einem Rückgang der Ausbil-
dungsplatznachfrage um rund 2% auf 740 000 aus. Nach den 
Erhebungen der Arbeitsämter ist die Zahl der Bewerber im 
Zeitraum von Oktober 1985 bis September 1986 gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 4,2% zurückge-
gangen, während das Ausbildungsstellenangebot um 6,4% 
angestiegen ist. Am 30.9.1986 waren bei den Arbeitsämtern 
rund 47 000 noch nicht vermittelte Bewerber gemeldet. Die-
sen standen noch rund 31 000 offene Ausbildungsstellen 
gegenüber. Damit dürfte sich das Ausbildungsplatzdefizit 
gegenüber dem Vorjahr verringert haben. Da jedoch die 
Einschaltquoten der Arbeitsämter bei der Vermittlung in 
Ausbildungsstellen sowohl auf der Angebots- wie auf der 
Nachfrageseite mit der jeweiligen Marktlage variieren (bei 
Entspannung tendiert sie bei den Bewerbern nach unten, bei 
den Stellen nach oben), kann aufgrund dieser Daten allein 
keine Aussage über das endgültige Angebot und die 
Nachfrage auf dem Ausbildungsstellenmarkt gemacht wer-
den. Sicher ist jedenfalls, worauf auch die Bundesregierung 
in ihrem Berufsbildungsbericht 1986 hinweist, daß noch 
keine „Entwarnung“ am Ausbildungsstellenmarkt gegeben 
werden kann. Selbst bei einem rechnerischen Gleichgewicht 
von Angebot und Nachfrage wäre man noch weit von dem 
Ziel entfernt, allen Jugendlichen eine Ausbildungschance zu 
geben, weil zum Ausgleich der wachsenden regionalen und 
berufsfachlichen Diskrepanzen zwischen Bewerberwün-
schen und Stellenangeboten ein gewisser Überschuß an ver-
fügbaren Ausbildungsstellen erforderlich ist. 
In der längerfristigen Perspektive sind weitere Entspan-
nungstendenzen auf dem Ausbildungsstellenmarkt zu 
erwarten, da sich der „Stau“ an Altbewerbern langsam 
abbauen wird und damit die Auswirkungen der demogra-
phischen Entwicklung voll zum Tragen kommen werden. 
Dies setzt allerdings voraus, daß das Ausbildungsstellenan-
gebot noch einige Jahre auf dem hohen Niveau gehalten 
wird. 
Nach Schätzungen des BiBB wird noch bis 1988 mit einer 
Ausbildungsplatznachfrage von rund 700 000 Bewerbern zu 
rechnen sein. Offen ist auch, inwieweit sich bei einem 
Rückgang der Schulabgängerzahlen der Konkurrenzdruck 
seitens der weiterführenden allgemein- und berufsbildenden 
Schulen auf den Lehrstellenmarkt auswirken wird. 
Neben diesen quantitativen Entwicklungen haben sich auch 
eine Reihe struktureller Veränderungen ergeben, die eng mit 
der bislang angespannten Lage am Ausbildungsstellenmarkt 
verknüpft sind. Wie bereits angedeutet, haben sich sowohl 
  




 die schulische Vorbildung als auch das Alter der Auszubil-
denden und Lehrstellenbewerber deutlich nach oben ver-
schoben. Rund 60% der Auszubildenden verfügen über eine 
über die Hauptschule hinausgehende Schulbildung, das 
Durchschnittsalter der Auszubildenden ist von 16,6 auf 18,1 
Jahre angestiegen. Ein beachtlicher Anteil ist bereits über 18 
Jahre alt.
18) Der Anteil der Abiturienten und Fachhoch-
schulberechtigten beträgt rund 11% aller Auszubildenden. 
Diese Veränderungen wiederum ziehen Veränderungen in 
der berufsfachlichen Struktur der dualen Ausbildung nach 
sich, die sich immer mehr hin zu den Dienstleistungsberufen 
und den qualifizierteren gewerblich-technischen Berufen 
entwickelt. Ganz bestimmte traditionell handwerkliche 
Ausbildungsbereiche verlieren damit bei der Nachwuchs-
ausbildung zunehmend an Bedeutung. 
4. Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit zur Entla-
stung des Arbeits- und Ausbildungsstellenmarktes für 
Jugendliche 
Die Bundesanstalt für Arbeit (BA) hält ein breites Spektrum 
an Maßnahmeangeboten für jüngere Arbeitslose und nicht 
vermittelte Ausbildungsstellenbewerber bereit. Insgesamt 
nahmen Ende Dezember 1985 rund 150000 Jugendliche 
unter 25 Jahren an von der BA geförderten Bildungs- oder 
18) Vgl. Berufsbildungsbericht 1986, S. 42-43. 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen  teil (Tabelle 9). Hierbei 
handelt es sich im einzelnen um: 
a)  Berufsvorbereitende   Maßnahmen   der   Berufsberatung 
(Grundausbildungs-   und   Förderungslehrgänge,   Lehr-
gänge zur Verbesserung der Eingliederungsmöglichkei-
ten, Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen 
Eingliederung junger Ausländer – MBSE -), 
b) Berufliche  Bildungsmaßnahmen für jüngere Arbeitslose 
unter 25 Jahren der Arbeitsvermittlung gemäß Runderlaß 
48/83  
 
c) Berufliche  Fortbildung,  Umschulung oder betriebliche 
Einarbeitung, sofern die Jugendlichen die erforderlichen 
Zugangsvoraussetzungen erfüllen (FuU), 
d)  Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM). 
Während die beiden zuerst genannten Maßnahmetypen der 
Berufsberatung „und der Arbeitsvermittlung ausschließlich 
Jugendlichen vorbehalten sind, betrug 1985 der Anteil der 
unter 25jährigen an den FuU-Maßnahmen 28%, an ABM 
35% (vgl. Übersicht 9). Jüngere Arbeitslose sind damit in 
den genannten Maßnahmen zu einem deutlich höheren 
Anteil vertreten als es ihrem Anteil an den Arbeitslosen 
insgesamt entspricht (1985: 24%). 
Stellt man die Zahl der im Jahresdurchschnitt in den einzel-
nen Maßnahmen geförderten jugendlichen Teilnehmer der 
jahresdurchschnittlichen Zahl der registrierten Arbeitslosen 
unter 25 Jahren sowie der nicht vermittelten Ausbildungs- 
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  Stellenbewerber gegenüber, so zeigt sich, daß in den Jahren 
1984 und 1985 die Arbeits- und Ausbildungslosigkeit bei 
den unter 25jährigen um schätzungsweise rund 100 000 
höher gewesen wäre, wenn die Maßnahmen nicht oder nicht 
in dem Umfang durchgeführt worden wären. Die Datenlage 
erlaubt allerdings keine Aufteilung dahingehend, in wel-
chem Umfang die registrierte Jugendarbeitslosigkeit oder die 
Stille Reserve durch die Maßnahmen abgebaut wurde. 
Ebenso sind die bei ABM in Rechnung zu stellenden zusätz-
lichen Beschäftigungseffekte nicht altersgruppenspezifisch 
zu ermitteln. Dennoch wird deutlich, daß die Maßnahmen 
der BA in beachtlichem Umfang zur Verminderung der 
Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen und jüngeren Erwachse-
nen beigetragen haben. 
Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Entlastungswirkung und Kostenvergleiche 
Hans-Uwe Bach, Hans Köhler, Eugen Spitznagel 
1. Die Kosten der Arbeitslosigkeit 1985 
Auch bei relativ optimistischen Grundannahmen über die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung auf mittlere Sicht, ist – 
trotz ansteigender Beschäftigung und nachlassenden 
Anstiegs des Arbeitskräfteangebots – mindestens bis in die 
90er Jahre hinein mit hoher Arbeitslosigkeit zu rechnen. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine Skizze der mittelfristigen 
Arbeitsmarktentwicklung im ersten Teil. 
Bei dieser Konstellation bleibt u. a. auch der Einsatz des 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums des Arbeitsförde- 
19) Vgl. Koller, M., L. Reyher, E. Spitznagel, Kosten der Arbeitsmarktpolitik, 
Fiskal- und Kreislaufwirkungen arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, 
in: BeitrAB 70. 
20)  Vgl. zuletzt Spitznagel, E., Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Entla-
stungswirkungen und Kostenvergleiche, in: MittAB 1/1985. 
rungsgesetzes geboten. Dem wird oft das „Kostenargu-
ment“ entgegengestellt. Es bedarf deshalb einer realitätsna-
hen, gesamtfiskalischen Betrachtung, einer Bilanzierung der 
Maßnahmekosten einerseits und der infolge von Entla-
stungswirkungen anfallenden Minderausgaben und Mehr-
einnahmen andererseits. 
Ausgangspunkt dieser Überlegungen sind die Kosten der 
Arbeitslosigkeit. In gesamtfiskalischer Betrachtung sind dies 
die Ausgaben und Einnahmenverluste, die den öffentlichen 
Haushalten aus der Arbeitslosigkeit entstehen. Das zugrun-
deliegende Konzept nachfolgender Berechnungen ist an 
anderer Stelle ausführlich beschrieben.
19 Für die vergange-
nen Jahre wurden hier mehrfach solche Berechnungen vor-
gelegt.
20) Die folgende Aktualisierung für 1985 wird deshalb 
nur kurz kommentiert, vor allem im Hinblick auf Verände-
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knapp 24000 DM 1984 auf rund 24700 DM 1985 angestie-
gen. Für rund 2,3 Mill. Arbeitslose im Jahresdurchschnitt 
1985 ergibt sich somit ein Gesamtkostenvolumen von rund 
57 Milliarden DM (Übersicht 10). Dies entspricht gut 3% 
des Bruttosozialprodukts (in laufenden Preisen) und einem 
Zehntel der öffentlichen Gesamtausgaben.
21) 
Bei allen hier unterschiedenen Personengruppen – Empfän-
ger von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Arbeitslose 
ohne Leistungen – ist ein Anstieg der gesamtfiskalischen 
Kosten zu verzeichnen. Die durchschnittlichen Ausgaben 
für Lohnersatzleistungen und daran gekoppelte Sozialbei-
träge für Arbeitslose allerdings sind gegenüber 1984 fast 
unverändert geblieben (rund 10100DM pro Arbeitslosen, 
23 Milliarden insgesamt), weil die höheren Durchschnitts-
beträge bei Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe durch 
den zunehmenden Anteil von Nicht-Leistungsempfängern 
ausgeglichen wurden. Ihr Anteil hat 1985 gegenüber dem 
Vorjahr um l,2%-Punkte zugenommen. 
Höher zu veranschlagen als im Vorjahr sind 1985 die Ausga-
ben für Sozialhilfeleistungen infolge von Arbeitslosigkeit. 
Nach einer Sonderuntersuchung zum Zusammenhang von 
Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebezug
22) erhalten rund 13% 
der registrierten Arbeitslosen aufgrund von Arbeitslosigkeit 
Sozialhilfe und zwar im Durchschnitt rund 600 DM pro 
Monat.
23). 
Dies sind rund 2,2 Milliarden DM pro Jahr. Fast unverän-
dert hoch sind 1985 die durchschnittlichen Einnahmenverlu-
ste der Sozialhaushalte (Rentenversicherung, Krankenversi-
cherung und Bundesanstalt für Arbeit) gewesen: Je Arbeits-
losen rund 7000 DM, insgesamt rd. 16 Milliarden DM. 
Etwas angestiegen sind die Mindereinnahmen bei den 
direkten und indirekten Steuern (rund 6600 DM pro 
Arbeitslosen, rd. 15 Milliarden DM insgesamt). 
Wie im Vorjahr entfällt knapp die Hälfte der Gesamtkosten 
der Arbeitslosigkeit bei den verschiedenen Haushalten auf 
Ausgaben, der überwiegende Teil auf Einnahmenausfälle. 
Der Anteil der Lohnersatzleistungen, die direkt an Arbeits-
lose gezahlt werden, ist leicht (auf 27%) gesunken. 
Der überwiegende Teil der Arbeitslosigkeitskosten (rund 
60%) wird – zu etwa gleichen Teilen – von der BA und vom 
Bund getragen, 1/6 entfällt auf die Rentenversicherung, 
1/10 auf die Länder, der Rest belastet annähernd zu 
gleichen Teilen Gemeinden und Krankenversicherung 
(Übersicht 11). 
2. Entlastung der Arbeitslosenzahl durch arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen 
Die    BA-Maßnahmen    „Kurzarbeitergeld“,    „Allgemeine 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM)“ und „Fortbil- 
21)  Ausgaben der öffentlichen Haushalte in der Abgrenzung der Finanzstatistik. 
22) Vgl. Sonderuntersuchung der kommunalen Spitzenverbände in „Zusam-
menarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit, Zum Zusammenhang von 
Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebezug im September 1985. Erste Ergebnisse. 
23) 1984 war für den Anteil der Sozialhilfeempfänger als Untergrenze 6% und 
ein jährlicher Durchschnittsbetrag von 800 DM angenommen worden. 
Der Anteil erscheint etwas zu niedrig, der Betrag etwas zu hoch angesetzt. 
Beides kompensiert sich tendenziell. 
 
dung und Umschulung (FuU)“ (Übersicht 12) haben dazu 
beigetragen, daß die Arbeitslosigkeit 1986 nicht höher aus-
gefallen ist. 
Die Zahl der Kurzarbeiter wird aufgrund der mäßigen wirt-
schaftlichen Aufwärtsentwicklung 1986 unter dem Stand des 
Vorjahres liegen. Wie vor einem Jahr unterstellt, ist im 
Jahresdurchschnitt mit rd. 200000 Kurzarbeitern zu rech-
nen. Dem ist eine Entlastungswirkung im Hinblick auf den 
Jahresdurchschnitt der registrierten Arbeitslosen von rund 
60000 Personen zuzuschreiben. Die im Haushaltsvoran-
schlag der BA für 1987 enthaltene Zahl von 200 000 Kurzar-
beitern entspricht einer Entlastung der Jahres-Arbeitslosig-
keit um wiederum rund 60 000 Personen. 
Die Zahl der in Arheitsheschaffungsmaßnahmen (ABM) 
geförderten Arbeitnehmer hat auch 1986 planmäßig weiter 
zugenommen. Bei rund 100000 Teilnehmern im Jahres-
durchschnitt wird die Arbeitslosigkeit durch ABM – Sekun-
därwirkungen mit eingerechnet – um knapp 130000 Perso-
nen entlastet. Für 1987 ist eine weitere Expansion im ABM-
Bereich geplant: Bei rund 110000 geförderten Arbeitneh-
mern ist eine Gesamtentlastung von rund 140000 Personen 
zu erwarten. 
Die Gruppe der Arbeitslosen, die mit ABM vor allem 
erreicht werden sollen, ist allerdings ungleich größer: 
ABM sollen bevorzugt schwer-vermittelbaren Personen 
zugute kommen. Hierzu werden (lt. ABM-Anordnung § 2, 
Abs. 2) Arbeitslose gezählt, die 
-  50 Jahre oder älter, 
- schwerbehindert, 
-  unter 25 Jahren, ohne Berufsausbildung und mindestens 3 
Monate arbeitslos, 
-  ein Jahr oder länger arbeitslos sind. 
Von den im September 1985 registrierten Arbeitslosen wie-
sen rund 1,025 Mio. Personen eines oder mehrere dieser 
Merkmale auf, zählten somit zur bevorzugten Zielgruppe 
von ABM. Diese Gruppe gliedert sich auf in Arbeitslose mit 
-  einem vermittlungserschwerenden Merkmal: rund 692 000 
(32,2%), 
-  zwei vermittlungserschwerende Merkmale: rund 287 000 
(13,3%), 
-  drei vermittlungserschwerende Merkmale: rund 46 000 
(2,1%). 
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Vorrangig sollen in ABM (lt. ABM-Anordnung) Arbeitslose 
gefördert werden, die aus mehreren dieser Gründe schwer 
vermittelbar sind. Dies war im September 1985 bei rund 
332000 Personen (15,4% der Arbeitslosen insgesamt) der 
Fall. 
Während die Zahl der Arbeitslosen insgesamt im September 
1985 nur mehr wenig über dem Vorjahresstand lag 
(+ 0,4%), hat die ABM-Zielgruppe im engeren Sinne (Per-
sonen mit 2 oder mehr vermittlungserschwerenden Merk-
malen) noch deutlich zugenommen (+ 1,1%). 
Obwohl eine beträchtliche Zahl hiervon auch anderweitige 
Vermittlungschancen haben dürfte oder zweckmäßigerweise 
auch für andere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in 
Betracht kommt, weist das doch auf den nach wie vor 
großen arbeitsmarktpolitischen Handlungsbedarf im ABM-
Bereich hin. 
Auch bei den Maßnahmen zur Fortbildung und Umschulung 
ergab sich im Rahmen der „Qualifizierungsoffensive“ eine 
weitere Zunahme der Zahl der Geförderten. Bei rund 
150000 Teilnehmern an Vollzeit-Maßnahmen zur berufli-
chen Bildung ergibt sich 1986 schätzungsweise eine Entla-
stung der registrierten Arbeitslosigkeit um 140000 Perso-
nen. Auch hier soll 1987 die Teilnehmerzahl nochmals stei-
gen – auf 160000 im Jahresdurchschnitt. Dem entspräche 
eine Gesamtentlastung der Arbeitslosigkeit um rund 150000 
Personen. 
Hinzugekommen ist seit 1984 die Vorruhestandsregelung. 
Durch die von der BA mitfinanzierten Fälle wird die 
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt 1986 um rund 35000 
Personen entlastet. 1987 wird die Entlastungswirkung hier 
auf 65 000 Personen veranschlagt. 
24) Zur Wiederbesetzung und zur Beschäftigungswirkung vgl. Kühlewind, G., 
Beschäftigung und Ausgliederung älterer Arbeitnehmer. Empirische Befunde 
zu Erwerbsbeteiligung, Rentenübergang, Vorruhestandsregelung und 
Arbeitslosigkeit, in: MittAB 2/1986, S. 209 ff. 
Diese Zahlen spiegeln allerdings nicht das volle Ausmaß des 
Vorruhestandseffekts  wider, da sie nur die (Wiederbeset-
zungs-)Fälle enthalten, die bei der Bundesanstalt für Arbeit 
gemeldet werden. Neben den Wiederbesetzungen müssen 
aber auch die vermiedenen Entlassungen zur Beurteilung der 
Wirksamkeit der Maßnahmen insgesamt herangezogen 
werden.
24) 
Durch die aufgeführten arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men der BA, einschließlich des Vorruhestandsgeldes, wurde 
die Arbeitslosigkeit im Jahre 1986 insgesamt um rund 
360 000 Personen entlastet. 1987 ist mit einem weiteren 
Entlastungseffekt von 414 000 Personen zu rechnen. 
3. Die gesamtfiskalischen Kosten von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) und Maßnahmen zur berufli-
chen Fortbildung und Umschulung (FuU) 
3.1 Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) 
Den Entlastungswirkungen der ABM am Arbeitsmarkt sind 
erhebliche Minderausgaben und Mehreinnahmen bei den 
verschiedenen öffentlichen Haushalten zuzurechnen. 
Unmittelbar, d. h. nur infolge der Beschäftigung von geför-
derten, vorher arbeitslosen Arbeitnehmern, sind dies gut 
25 000 DM pro Person und Jahr. Bei 87 000 ABM-Teilneh-
mern 1985 errechnet sich ein Gesamtbetrag von 2,2 Milliar-
den DM. Nimmt man mittelbare Arbeitmarkt-Entlastungs-
wirkungen, die sich aus Vorleistungs- und Einkommens-
multiplikatoreffekten herleiten, mit ins Bild, so erhöht sich 
die fiskalische Entlastung um gut 10 000 DM pro Teilneh-
mer bzw. rund 900 Mill. DM insgesamt (Übersicht 13). 
Den Gesamtkosten von ABM (Förderung + Eigenleistung 
der Träger) von knapp 39 000 DM pro Teilnehmer (3,4 Mil-
liarden DM insgesamt) stehen somit Minderausgaben und 
Mehreinnahmen von gut 35 000 DM (3,1 Milliarden DM 
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insgesamt) gegenüber. Selbst wenn nur unmittelbare Entla-
stungswirkungen einbezogen werden, finanzieren sich die 
ABM somit bereits zu 65% selbst. Bezieht man zusätzlich 
mittelbare fiskalische Wirkungen mit ein, so erhöht sich die 
Selbstfinanzierungsquote auf 91%. 
Die Selbstfinanzierungsquote ist gegenüber 1984 leicht 
gesunken, weil einerseits – entgegen früheren Schätzungen -
der durchschnittliche Zuschuß zum Arbeitsentgelt der 
geförderten Arbeitnehmer etwas höher anzusetzen ist, ande-
rerseits 1985 weniger Arbeitslosengeld-Empfänger als früher 
25) Bei diesem Kostenvergleich wurden erste Ergebnisse der Sonderuntersuchung 
des IAB über ABM verwertet. 
in ABM vermittelt wurden. Die Kosten der Förderung sind 
demzufolge leicht gestiegen, die Minderausgaben leicht ge-
sunken.
25) 
Fast die Hälfte der fiskalischen Entlastung geht zugunsten 
des Bundeshaushalts, weil dort im erheblichen Maße Ausga-
ben für Arbeitslosenhilfe vermieden werden: Die Hälfte 
aller geförderten Arbeitnehmer hat vor der Vermittlung in 
ABM Arbeitslosenhilfe bezogen. Hinzugerechnet sind po-
tentielle Arbeitslosenhilfe-Empfänger, die vorher Arbeitslo-
sengeld bezogen haben, ohne die Möglichkeit der ABM-
Beschäftigung arbeitlos geblieben wären und über kurz oder 
lang aus dem Arbeitslosengeld-Bezug ausgeschieden wären 
und dann teilweise Arbeitslosenhilfe erhalten hätten. 
Auf den BA-Haushalt entfällt rund 1/6 der fiskalischen Ent-
lastung, ebensoviel auf die Rentenversicherung. Aber auch 
Länder und Gemeinden profitieren über die Umverteilung 
von direkten und indirekten Steuern sowie aufgrund erspar-
ter Sozialhilfeleistungen hiervon (Übersicht 14). 
3.2 Maßnahmen zur Fortbildung und Umschulung (FuU) 
Durch Maßnahmen zur Fortbildung und Umschulung sol-
len vorrangig berufliche Kenntnisse festgestellt, erhalten, 
erweitert oder der technischen Entwicklung angepaßt wer-
den (Fortbildung) und die berufliche Beweglichkeit gesi-
chert und verbessert werden, um den Übergang in eine 
andere berufliche Tätigkeit mit neuem Inhalt zu ermöglichen 
(Umschulung). 
Wie die ABM so sind auch FuU-Maßnahmen – gesamtfiska-
lisch betrachtet – nicht nur kostenwirksam. Als eine Alter-
native zur Arbeitslosigkeit entlasten sie den Arbeitsmarkt 
und führen zu Minderausgaben und Mehreinnahmen. 
Grundlage der fiskalischen  Beurteilung von FuU können 
somit nur die „Netto-Kosten“ sein, der Saldo, der sich 
ergibt, wenn finanzielle Be- und Entlastungen bilanziert 
werden. Nachstehende Übersicht stellt die den betreffenden 
Haushalten entstehenden durchschnittlichen Kosten eines 
Uhg-Empfängers (auf Jahresbasis gerechnet) den entspre-
chenden Alternativkosten der Arbeitslosigkeit im Jahr 1985 
gegenüber. 
Dieser Kostenvergleich bezieht sich auf berufliche Bildungs-
maßnahmen im Vollzeitunterricht. Den Teilnehmern wird 
fast allen Unterhaltsgeld (Uhg) als Zuschuß oder Darlehen 
gezahlt. Ein Uhg-Empfänger kostet gesamtfiskalisch durch-
schnittlich rund 35 800 DM – einschließlich der Nebenko-
sten der Förderung (wie Lehrgangskosten, Lernmittel, 
Fahrkosten, Arbeitskleidung, Zuschuß zu Unterricht und 
Verpflegung, Kinderbetreuungskosten) sowie Minderein-
nahmen bei Steuern und Sozialbeiträgen. Im Falle der 
Arbeitslosigkeit wären demgegenüber gesamtfiskalische 
Kosten von 25 800 DM je Teilnehmer entstanden. Die Net-
tokosten der Förderung betragen folglich 10000 DM (Über-
sicht 15). Bei den einzelnen Positionen haben sich im Ver-
gleich zu 1984 keine erheblichen Verschiebungen ergeben. 
FuU-Maßnahmen (Vollzeit-Unterricht) finanzieren sich 
somit, gesamtwirtschaftlich betrachtet, zu 72% durch ver-
miedene Ausgaben und Einnahmenverluste, die alternativ 
(ohne die Maßnahmen) bei entsprechender Arbeitslosigkeit 
entstanden wären. 
Für die BA fällt die Bilanz allerdings schlechter aus: Uhg 
wird nämlich z. T. auch an Personen gezahlt, die sonst keine 
Leistung bezogen hätten oder aus dem Leistungsbezug aus-
geschieden wären und ist individuell höher als Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe. Hinzu kommen die erheblichen 
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und die daran gekoppelten Zahlungen an Rentenversiche-
rung und Krankenversicherung, sowie die Beitragsausfälle, 
die einem Empfänger von Uhg zuzurechnen sind, finanzie-
ren sich kassenmäßig nur zu rund 50% durch finanzielle 
Entlastungen infolge der durch die Maßnahmen vermiede-
nen Arbeitslosigkeit. 
Hier ist allerdings zu differenzieren: Entlastungen bei der 
Arbeitslosenhilfe schlagen sich letztlich im Bundeshaushalt 
nieder. Lediglich Arbeitslosengeld-Zahlungen entlasten die 
Ausgabenseite des BA-Haushalts. Wie bei den ABM, haben 
zahlreiche Teilnehmer von beruflichen Bildungsmaßnahmen 
aber während ihrer Arbeitslosigkeit Arbeitslosenhilfe bezo-
gen. Darüber hinaus wäre ein Teil der Teilnehmer, die 
vorher Arbeitslosengeld bezogen haben ohne die Bildungs-
maßnahme über kurz oder lang in Arbeitslosenhilfe-Bezug 
übergewechselt. Dies hat auch Konsequenzen für sonst 
angefallene Sozialhilfe- und Wohngeldleistungen, das Auf-
kommen an indirekten Steuern sowie für die Beiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung. 
Folgende institutionelle Aufgliederung von Be- und Entla-
stungen (Übersicht 16) zeigt die Netto-Position der (direkt 
und/oder indirekt) beteiligten Haushalte: Die BA wendet 
fast viermal so viel für die Förderung eines Uhg-Empfängers 
auf, wie sich in ihrem Haushalt als fiskalische Entlastung 
niederschlägt. Die Selbstfinanzierungsquote in diesem enge-
ren Sinne liegt bei rund 27%. Demgegenüber werden alle 
anderen Haushalte per Saldo entlastet, vor allem der des 
Bundes: Er trägt nur ein rundes Drittel der fiskalischen 
Belastung, die sich für ihn alternativ aus der Arbeitslosigkeit 
herleiten würde. Relativ günstig schneidet auch die Kran-
kenversicherung ab, weil für alle Uhg-Empfänger ver-
gleichsweise hohe Beiträge bezahlt werden, während im 
Falle der alternativen Arbeitslosigkeit dies nur für einen 
Teil, nämlich die Leistungsempfänger, der Fall wäre. 
Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß die fiskalische, 
gegenwartsbezogene Bilanzierung von Maßnahmekosten 
und Alternativkosten der Arbeitslosigkeit vor allem den 
Bildungsmaßnahmen nicht völlig gerecht wird. Individuelle 
und gesamtwirtschaftliche Erträge dieser Bildungsinvestitio-
nen, die erst auf mittlere und längere Sicht eintreten, müßten 
Eingang finden. Auch die positiven Arbeitsmarktwirkun-
gen, die sich aus den beträchtlichen Nebenkosten der Förde-
rung herleiten, wären einzubeziehen. 
Der Saldo der vorstehend genannten Effekte dürfte – insbe-
sondere in mittelfristiger Sicht – eher zugunsten als zu 
Lasten der öffentlichen Haushalte ausgehen und das Finan-
zierungsdefizit, das sich in rein fiskalischer Rechnung bei 
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